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Beginn: 10:01 Uhr

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Guten Morgen, meine Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich eröffne die heutige Sitzung
und bitte Sie, Ihre Plätze einzunehmen.

Beurlaubt sind die Kollegin Ulrike Rodust und der
Kollege Dr. Trutz Graf Kerssenbrock.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 56 auf:

Wirtschaftsbericht 2002

Bericht der Landesregierung
Drucksache 15/1847

Ich erteile der Ministerpräsidentin, Frau Heide Simo-
nis, das Wort.

Heide Simonis, Ministerpräsidentin:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die weltwirtschaftliche Entwicklung lief im
vergangenen Jahr schleppender, als wir und die mei-
sten Experten, auch die Wirtschaftswissenschaftler,
erwartet hatten. Das verursachte eine Konjunktur-
schwäche, die auch Schleswig-Holstein leider nicht
verschont. Die jetzt bekannt gewordene Steuerschät-
zung bedeutet auch für Schleswig-Holstein einen
weiteren Einschnitt, der nur schwer zu verkraften ist.
Wer weiß, dass die beschlossenen Steuersenkungen
von 45 Milliarden DM und Kindergelderhöhungen von
über 5 Milliarden DM nicht, wie klassischerweise
angenommen, automatisch zu einer konjunkturellen
Erholung führen, sondern vielmehr Haushaltslöcher
zur Folge haben, die staatliche Leistungskürzungen
nach sich ziehen. Wie die Opposition angesichts dieser
Lage Wahlgeschenke in Milliardenhöhe versprechen
kann, anstatt alle Anstrengungen in den Bereichen
Bildung, Ganztagsbetreuung für Kinder, Forschung
und Innovation zu bündeln, ist mir in der Tat ein Rät-
sel.

(Beifall bei der SPD)

Wir sollten uns darauf besinnen, dass Investitionen in
die Zukunft wichtiger sind als weitere Steuergeschenke

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist eine Inve-
stition in die Zukunft!)

und dass sich an dieser Zukunft auch Unternehmer
beteiligen müssen.

(Beifall bei der SPD)

Der Zuwachs des realen Bruttoinlandsproduktes in
unserem Land betrug im Vergleich zum Vorjahr nur
0,2 %. Das ist weiß Gott kein Grund zum Jubeln. Es
ist aber auch kein Grund zum Verzweifeln, denn im-
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merhin gehören die Menschen in Schleswig-Holstein
mit zu den zufriedensten in Deutschland. Nach einer
Online-Umfrage des „Stern“ im März, an der 170.000
Menschen teilnahmen, erzielten wir bei dem Zufrie-
denheitsgefühl einen Spitzenwert.

Schleswig-Holstein liegt in der Lebensqualität im
Gesamturteil seiner Bürgerinnen und Bürger noch vor
Bayern und gleichauf mit Baden-Württemberg.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Dann wollen wir
also nicht tauschen!)

Besonders wichtig ist die in Schleswig-Holstein sehr
hohe Quote derer, die mit einer eigenen beruflichen
Existenz liebäugeln. In der Bereitschaft zur Selbst-
ständigkeit sind die Bürgerinnen und Bürger auch hier
wiederum Spitze. 14 % aller Menschen zwischen 18
und 59 Jahren können sich vorstellen, sich selbststän-
dig zu machen. Das kommt nicht von ungefähr. Au-
genscheinlich ist das Wirtschaftsklima in Schleswig-
Holstein so gut, dass sich viele mit einem hohen Risiko
daran beteiligen möchten. Nur in einem solchen Klima
der „Gründerkultur“ entstehen neue, hoch entwickelte,
dauerhafte und hoch interessante Arbeitsplätze.

Trotz der schwächeren Konjunkturentwicklung im
letzten Jahr haben Existenzgründungen nicht nach-
gelassen. So wurden zum Beispiel im Jahr 2001 bei
der Bürgschaftsbank Schleswig-Holstein 717 Bürg-
schaften mit über 61 Millionen € neu bewilligt. Das ist
ein Plus von 13 %. Nach den Berechnungen der Bank
löste diese Darlehenssicherheit Investitionen von
238 Millionen € aus.

Praktisch alle wichtigen Prognosen sehen für dieses
Jahr ein zumindest vorsichtiges Ingangkommen des
Konjunkturmotors voraus. Die der Steuerschätzung
zugrunde liegenden Wachstumszahlen von 2,4 bis über
4 % nominal in den Jahren 2003 bis 2005 beweisen,
dass diese Zahlen von Konjunkturexperten Ernst ge-
nommen werden. Dennoch beweist es auch das Aus-
einanderfallen von Wachstum und Steuereinnahmen
beim Staat insbesondere dann, wenn die Konzeption,
die dahinter steckt, darauf ausgerichtet ist, dass allein -
so ist es jedenfalls bei der Opposition - durch Steuer-
geschenke die Konjunktur anspringen soll und nicht
durch staatliches Handeln und Lenken und Beeinflus-
sen.

Die letzte IHK-Umfrage in Schleswig-Holstein für das
I. Quartal 2002 belegt das gute Klima in unserem
Land:

„Das Ende der Talsohle ist erreicht. Die Ge-
schäftslage in der Industrie hat sich stabili-
siert und der Glaube an einen günstigen Ver-
lauf der Konjunktur nimmt zu. Auch das Ex-
portklima hat sich nach einem Zwischentief

wieder stabilisiert und die Unternehmen rech-
nen ähnlich wie im Vorjahr mit einer steigen-
den außenwirtschaftlichen Nachfrage.“

Das bedeutet, dass unsere Unternehmer mit einer ge-
wissen Zuversicht in die Zukunft schauen und dass sie
im Zusammenspiel zwischen ihren Entscheidungen und
politischen Entscheidungen ein positives Signal sehen.

(Beifall bei der SPD)

Eine Unternehmerbefragung über die Standortat-
traktivität im Bezirk der Industrie- und Handelskam-
mer Kiel weist darüber hinaus aus, dass rund die
Hälfte aller befragten Unternehmer mit den regionalen
Rahmenbedingungen zufrieden sind, und dies mit stei-
gender Tendenz. Das Bild wird also besser.

Neben der erfreulich hohen Zahl von Betriebsgrün-
dungen erweist sich auch unsere Regionalförderung als
Aktivposten. Nach Genehmigung unseres Ziel-2-
Programms durch die EU-Kommission kam das Re-
gionalprogramm ins Rollen. Die über 333 Mil-
lionen €, die für die Infrastrukturförderung bis 2006
zur Verfügung stehen - davon 60 % von der Europäi-
schen Union -, sind bis heute bereits fast zur Hälfte für
Projekte in den Regionen verplant.

Unabhängig von den üblichen Schwankungen der
Konjunktur und grundlegend für die wirtschaftliche
Entwicklung der Zukunft ist die Standortpolitik mit
einer optimalen Infrastruktur.

Das Dienstleistungsgewerbe steht bei uns auf festen
Beinen. Seit 1994 legen wir im Durchschnitt pro Jahr
um rund 1 % bei der Dienstleistungswirtschaft zu. So
hat sich zum Beispiel die Tourismuswirtschaft im
letzten Jahr gut entwickelt und wieder erholt. Heute ist
bereits absehbar, dass auch das Jahr 2002 wieder ein
gutes Jahr werden wird.

Wir sind im Tourismus wieder auf Platz 2 aller Bun-
desländer gelandet. Die gemeinsamen Anstrengungen
zahlen sich jetzt aus.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Die hier entstandenen Arbeitsplätze und das hier er-
schaffene Sozialprodukt zeigen, wie wichtig es war,
dass sich die Landesregierung vehement für ein neues
Tourismuskonzept eingesetzt hat. Wir haben viel Geld
in die Hand genommen, um die touristische Infra-
struktur voranzubringen. Inklusive Fördergelder und
Tourismus-Agentur waren das 9,17 Millionen €.

Ein weiteres gutes Beispiel - jetzt wird auf der Seite
der Opposition bestimmt wieder gelacht werden - ist,
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dass Schleswig-Holstein fast schon die Nummer 1 im
Gesundheitsbereich erreicht hat.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Lothar Hay [SPD]: Sehr gut! -
Zurufe von der CDU)

Dass Sie diesen Zukunftsmarkt lächerlich machen,
beweist, dass Sie sich damit nicht beschäftigt haben.
Denn hier sind Potenziale für den Arbeitsmarkt, für
Existenzgründerinnen und Existenzgründer und es gibt
die Möglichkeit einer starken Profilierung für unser
Land, sodass wir nationales und internationales Anse-
hen mit unserem Gesundheitsmarkt gewinnen konn-
ten und weiter gewinnen werden. Damit wollen Sie
sich nicht auseinander setzen. Dass rund 200.000 Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Gesund-
heitswirtschaft tätig sind - das sind rund 16 % aller
Arbeitsplätze in Schleswig-Holstein -, scheint an Ih-
nen vorbeigegangen zu sein.

(Uwe Eichelberg [CDU]: Das haben wir seit
Jahren gesagt!)

Es wird Ihnen mit der Gesundheitswirtschaft so ähn-
lich gehen wie mit der Windenergie. Anfangs belä-
chelt, beschimpft, dann ein bisschen herumgemäkelt
und am Ende am besten gar nicht mehr darüber reden,
weil es nämlich ein Erfolgskonzept gewesen ist.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Klaus Schlie [CDU]: Subventio-
nen!)

Auch die großen Infrastrukturprojekte kommen
voran. Der erste Abschnitt der A 20 ist freigegeben.
Die Bauarbeiten Richtung Mecklenburg-Vorpommern
sind im Gang. In dieser Woche ist die Elbquerung
westlich von Hamburg mit dem Querungspunkt Glück-
stadt beschlossen worden. Das ist ein Signal für die
bessere Erschließung der Westküste.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

- Das waren die Westküstenabgeordneten.

Dass wir es mit dem Ausbau der Infrastruktur ernst
meinen, dass wir die notwendigen Entscheidungen für
die Zukunft des Wirtschaftsstandortes Schleswig-
Holstein treffen, hat auch unser Beschluss zum Aus-
bau des Regionalflughafens Kiel-Holtenau gezeigt.

Wir haben im letzten Jahr - ich darf zusammenfassen -
tatkräftige Maßnahmen ergriffen, um die Tourismus-
wirtschaft wieder auf die Beine zu stellen und ihr ei-
nen guten Platz zu sichern. Wir haben eine erhebliche
Verbesserung der Infrastruktur erreicht. Wir haben
unser Programm für neue Unternehmensansiedlungen
im Land so stark ausgeweitet, dass wir zu einem
Gründerland geworden sind. Hier bei uns sind recht-

zeitig und richtig die Weichen für einen neuen Auf-
schwung gestellt.

(Klaus Schlie [CDU]: Man spürt den Auf-
schwung!)

Wir gehen jetzt hoffentlich in eine starke Phase wirt-
schaftlicher Prosperität in Schleswig-Holstein. Das
darf nicht durch Schwarzmalerei behindert werden.
Das darf auch nicht dadurch behindert werden, dass
man den Akteuren der Wirtschaft Angst macht, dass
ihre Entscheidungen etwa falsch sein könnten. Die
Landesregierung jedenfalls wird - anders als die Op-
position - diese gute Entwicklung unterstützen und
begleiten. Wir bekräftigen die Unternehmer und Grün-
der in ihrer Entscheidung, für sich und für die Zukunft
unseres Landes etwas zu tun.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich möchte zunächst unsere neuen Besucher auf der
Tribüne begrüßen: die Besuchergruppen des Alexan-
der-von-Humboldt-Gymnasiums Neumünster und der
Realschule Schenefeld.

(Beifall)

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr
Oppositionsführer.

Martin Kayenburg [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Simonis, an sich wäre der Wirtschaftsbericht 2002
trotz der von Ihnen zugegebenen Konjunkturschwäche
ja ein starkes Thema gewesen. Beim Durcharbeiten
des Berichts muss man aber feststellen, dass nichts
anderes als eine brave Statistik vorgelegt worden ist -

(Beifall bei der CDU)

weder tief greifende Analysen noch konkrete Schluss-
folgerungen, wenige Zukunftshinweise, kein Konzept
für künftige Wirtschaftspolitik und schon gar keine
Visionen!

Von Ihren vielen Imagekampagnen, die Sie so stolz
auflisten, hat sich doch nichts festgesetzt. Der Bericht
strotzt von Programmen, die bei Ihnen die Wirt-
schaftspolitik ersetzen, und von Public Relation. Das
war es dann aber auch. Ich sage Ihnen: Wir brauchen
keine programmorientierte Wirtschaftspolitik, sondern
müssen zurück zu einer handfesten, mittelstandsnahen,
von Taten geprägten Wirtschaftspolitik.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Vor ein paar Tagen war in der Presse zu lesen, die
Wirtschaft fühle sich im Norden wohl. Allen Unken-
rufern, Miesmachern und Nörglern, die Schleswig-
Holstein angeblich schlechtreden, sollte die neue
DIHT-Standortumfrage 2002 zur Pflichtlektüre ge-
macht werden. In der Presseberichterstattung sind aber
ganz offensichtlich lediglich Teilergebnisse unzulässig
verallgemeinert worden. Die Landesregierung hat dann
- so wie Sie soeben auch - das vermutete Ergebnis
ungeprüft übernommen und als Argument gegen an-
gebliche Miesmacher gebraucht. Ich denke, Sie haben
schlecht recherchiert. Aber das war bei Ihnen schon
immer so: Der Bote wird für die schlechte Nachricht
verantwortlich gemacht, nicht der Verursacher.

(Beifall bei CDU und FDP)

Im Gegensatz zum Wirtschaftsbericht 2002 lohnt die
Kammerbefragung in der Tat einer näheren Untersu-
chung. Meine Damen und Herren, wir alle wissen
doch: Ein positives Klima stimuliert die Wirtschaft.
Weil die Regierung dies aber nicht befördert, versucht
die Wirtschaft es herbeizureden. Es ist doch legitim,
dass die Kammer Kiel versucht, das Ergebnis als Be-
weis für seine Standortattraktivität auszulegen. Das
Marketing für den eigenen Standort ist Aufgabe einer
Industrie- und Handelskammer. Aber - und das sollten
sich Frau Simonis und die Regierung hinter die Ohren
schreiben - das Umfrageergebnis ist auch unüberhör-
bar ein Hilferuf, die Regierung möge doch endlich
etwas für den Mittelstand tun.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das Gesamtergebnis für den Standort wird als „gerade
noch befriedigend“ bezeichnet. Eine „hohe Standor-
tattraktivität“ ist objektiv mit Sicherheit nicht fest-
stellbar. Der Kammer-Bezirk Kiel befindet sich viel-
mehr mit dem „gerade noch befriedigenden“ Ergebnis
im Mittelfeld des Gesamtergebnisses. Das ist kein
positives Ergebnis.

(Beifall bei CDU und FDP)

Er liegt von 69 befragten Bezirken auf den Plätzen 28
bis 31 - gleichauf mit Passau und Rostock. Herzlichen
Glückwunsch, kann ich da nur sagen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Was Sie und die Landesregierung völlig verschweigen
ist, dass Lübeck noch sehr viel weiter hinten liegt -
nämlich auf den Plätzen um die 50 herum - und damit
hinsichtlich der Standortattraktivität noch schlechter
ist und dass Flensburg erst gar nicht untersucht worden
ist.

(Zurufe des Abgeordneten Klaus-Dieter
Müller [SPD])

- Herr Müller, dies ist der Standort Schleswig-
Holstein.

(Zuruf des Abgeordneten Klaus-Dieter Mül-
ler [SPD])

Ich frage mich doch wirklich, wie die Landesregierung
zu einer solchen Beurteilung kommen kann, wenn man
feststellen muss, dass die Wirtschaftsleistung je Ein-
wohner und das Wirtschaftswachstum nur in Berlin
und in den ostdeutschen Ländern noch schlechter sind
als in Schleswig-Holstein.

(Beifall bei CDU und FDP)

Bei der Arbeitsproduktivität liegen lediglich Nieder-
sachsen, Berlin und die ostdeutschen Länder hinter
Schleswig-Holstein. Deshalb kann ich nur sagen: Frau
Simonis, Sie leiden offenbar an Wahrnehmungsstörun-
gen.

(Beifall bei CDU und FDP - Widerspruch bei
der SPD)

Sie legen sich Ihre eigene Wirklichkeit so zurecht, wie
Sie es gern hätten.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Von einer objektiven Bewertung der wirtschaftlichen
Situation im Lande sind Sie mit Ihren Darstellungen
weit entfernt. Die Lage ist schlecht, und das können
Sie auch nicht schönreden. Wegen des Versagens der
rot-grünen Regierung in der Wirtschaftspolitik ist
Deutschland in Europa und ist Schleswig-Holstein in
Westdeutschland jeweils das ökonomische Schluss-
licht. Das ist Fakt in diesem Lande.

(Beifall bei der CDU)

Nur Ostdeutschland ist noch schlechter dran. Deshalb
frage ich: Herr Schröder, was ist das eigentlich mit der
„Chefsache“? Dazu kann ich nur feststellen: Voll
daneben - Herr Schröder in Berlin und Frau Simonis in
Kiel.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Hinzu kommt, dass mit jedem Konjunkturzyklus die
Sockelarbeitslosigkeit in Schleswig-Holstein, aber
auch im ganzen Lande, weiter steigt. Wenn man sich
mit dem Wirtschaftsbericht 2002 genauer befasst, fällt
besonders auf, wie sehr die Landesregierung bemüht
ist, Schleswig-Holstein als das Gründerland schlecht-
hin zu verkaufen. Sie schmeißen - wie wir es gerade
erlebt haben - wild mit Gründungsquoten und Zahlen
von angeblich neu geschaffenen Arbeitsplätzen herum,
ohne die Insolvenzen gegenzurechnen. Bei Konkursen
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aber sind wir nun wirklich deutscher Meister, Frau
Simonis.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Vom Saldo als Ergebnis politischer wie wirtschaftli-
cher Betätigung haben Sie offenbar noch nichts verin-
nerlicht - und der Hersteller des Berichtes auch nicht,
Herr Professor.

Sie sollten deswegen die Arbeitsmarktzahlen einmal
genauer betrachten. Dann sehen Sie Schwarz auf
Weiß, was das Ergebnis Ihrer Wirtschafts- und Grün-
dungspolitik ist. Obwohl im April dieses Jahres die
Zahlen saisonbedingt etwas günstiger waren als im
Vormonat, haben wir im Vergleich zum Vorjahr mehr
Arbeitslose: Im April 2002 sind es 118.700 und im
April 2001 waren es 116.000 Arbeitslose. Da frage
ich mich doch, wo da eigentlich Ihr Erfolg ist. So sind
die Zahlen, obwohl Sie mit Bilanztricks wie zum Bei-
spiel bei der Statistik zum 630-DM-Gesetz versucht
haben, die Zahl der Erwerbstätigen durch Umbuchun-
gen in die Höhe zu treiben. Insofern können wir nur
feststellen: Es gibt eben keinen Erfolg der Wirt-
schaftspolitik im Berichtszeitraum.

Sie haben sich dann aber - das möchte ich positiv an-
merken - doch ein paar Zukunftsgedanken gemacht.
Sie reden von der Neustrukturierung des Standort-
marketings. Ich frage Sie aber: Warum sind das An-
kündigungen? Warum haben Sie das nicht längst ge-
macht? Sie reden von einer zukünftigen Konzentration
auf die Kompetenzcluster „Life Science“, „IT/Elek-
tronik“, „Neue Elektronik“, „Lebensmittelverarbei-
tung und -technologie“ und „Gesundheitswirtschaft“.

(Konrad Nabel [SPD]: Da sind wir Spitze!)

An dieser Ausrichtung auf Zukunftswirtschaftszwei-
ge ist grundsätzlich überhaupt nichts auszusetzen,
auch wenn der IT-Bereich zurzeit einen katastrophalen
Einbruch erlebt, den wir in Schleswig-Holstein beim
Abbau der Arbeitsplätze unter anderem bei Motorola
hautnah zu spüren bekommen haben. Was in diesem
Bereich zurzeit abläuft, muss man wohl oder übel als
„Selbstregulierung des Marktes“ bezeichnen.

Frau Simonis, Sie haben sich nun wirklich völlig ge-
irrt; Sie tragen nur Klischees vor sich her. Wir sind
eben nicht der Meinung, dass die Gesundheitswirt-
schaft und Life Science lächerlich zu machen wären.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Das sind vielmehr ausbaufähige Wirtschaftszweige.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP - Dr. Heiner Garg [FDP]: Dann muss
man sie auch ausbauen!)

Sie kommen aber aus Ihren Klischees nicht heraus.

Umso wichtiger ist es, dass die Landesregierung die
richtigen Rahmenbedingungen für Unternehmen setzt.
Davon kann bei Ihrer Politik aber leider überhaupt
nicht die Rede sein.

Frau Simonis, wie anders ist es zu erklären, dass ein
Vertreter Ihrer Regierung im Wirtschafts- und Ver-
kehrsausschuss des Schleswig-Holsteinischen Land-
kreistages erklärt hat, das Land sehe sich für den Be-
reich der Gesundheitswirtschaft nicht in der Verant-
wortung, sich am Marketing im Gesundheitswesen zu
beteiligen? Für die betriebliche Förderung seien nicht
genügend Mittel vorhanden. Ich kann nur sagen: Voll-
mundige Ankündigungen und nichts als heiße Luft.
Das ist Wirtschaftspolitik à la Simonis.

(Beifall bei CDU und FDP)

Frau Simonis, Sie können es einfach nicht, denn Sie
vergessen offensichtlich, dass der eigentliche Motor
der Wirtschaft hier im Lande der Mittelstand ist.
Unser Papier „Pakt für den Mittelstand“ ist Ihnen
lange bekannt. Die Rezeptur haben wir Ihnen auf den
Tisch gelegt. Wir haben Ihnen auf Bundesebene eine
Senkung der Steuerlast - für Personengesellschaften
und Private - und die Rücknahme der von Rot-Grün
verschärften Regulierung des Arbeitsmarktes nahe
gelegt. Sie haben nichts getan. Frau Simonis, wir for-
dern Sie zum wiederholten Male auf, sich für eine
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, für strukturelle
Reformen in der Sozialversicherung und für die Wah-
rung des Lohnabstandsgebotes sowie für eine Ver-
schlankung des Betriebsverfassungsgesetzes im Sinne
der Mitarbeiter und Unternehmen einzusetzen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wenn Sie die Standortbefragung der Kammern genau
gelesen hätten, dann hätten Sie festgestellt, dass dies
das Ergebnis der Befragung ist. Mit Ihrer Taubheit und
Blindheit auf diesem Gebiet schaden Sie unserem
Land. Dass Sie an anderer Stelle - wie bei der Ver-
kehrspolitik - bewiesen haben, dass Sie unsere guten
Vorschläge übernehmen können, will ich nicht be-
streiten.

(Lachen bei der SPD)

Allerdings scheint hier Sozialdemokratie nahe beim
Sozialismus zu liegen, denn für die Übernahme haben
Sie Fünfjahrespläne zugrunde gelegt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Nun noch eine kurze Bemerkung zur Lage des Hand-
werks. Ich finde Ihre Bemerkungen im Wirtschaftsbe-
richt dazu geradezu unverfroren. Ganze acht Zeilen
sind dort zur Lage des Handwerks zu finden. Ich frage
mich wirklich, wie Sie das beantworten wollen, Frau
Simonis. Sie tragen einen Großteil der Schuld. Sie
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haben die Investitionsquote im Land gesenkt. Sie tra-
gen Schuld an der schlechten Situation des Mittel-
stands. Frau Simonis, wer so mit Wählern umgeht,
wird dafür die Quittung bekommen.

(Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Herr Abgeordneter, bitte kommen Sie zum Schluss.

Martin Kayenburg [CDU]:

Frau Simonis persönlich wird sicher früher abgelöst.
Im Übrigen bin ich überzeugt, dass wir Rot-
Grün 2005 ablösen werden. Der Wähler hat genug von
leeren Versprechungen und von Ihrem Versagen in der
Wirtschaftspolitik.

(Anhaltender Beifall bei der CDU - Zuruf des
Abgeordneten Klaus-Dieter Müller [SPD])

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Schröder das Wort.

Bernd Schröder [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Natürlich war uns völlig klar, was wir heute
von der CDU erwarten konnten. Herr Kayenburg
musste - jetzt endlich als alleiniger Fraktionschef -
besonders kräftig auf die Pauke hauen. Das wissen wir
schon seit langem: Wenn hier im Landtag eine wirt-
schaftspolitische Debatte läuft, spielt Herr Kayenburg
die alte Leier.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg
[CDU] - Unruhe)

- Herr Kollege, ich habe Ihrer Rede auch zugehört.
Egal, ob sich die Wirtschaft in einer konjunkturellen
Hochphase befindet oder ob man sich tatsächlich bes-
sere Konjunkturdaten wünschen würde: Herr Kayen-
burg redet die Wirtschaft mies! Die schleswig-
holsteinische Wirtschaft redet er sogar obermies.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Stimmt doch gar
nicht!)

Dabei bleibt Herr Kayenburg bekannt standhaft und
lässt sich von Fakten nicht im Mindesten beeindruk-
ken. Kurz gesagt: Herr Kayenburg, von Ihnen haben
wir heute wieder nichts Neues und nichts Erhellendes
gehört.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Aber sehr viel
Wichtiges!)

Ihre Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung in
Schleswig-Holstein geht voll an den Realitäten vorbei.

(Lachen bei der CDU)

Ich frage mich allen Ernstes, wer hier Wahrnehmungs-
störungen hat.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Das wäre ja alles nicht so schlimm, wenn Sie damit
nicht die tatsächlichen und unbestrittenen Standort-
stärken unseres Landes ständig schlechtreden würden.
Im Übrigen haben die Menschen in Schleswig-
Holstein solche Miesmacherei nicht verdient - weder
unsere Unternehmer, von denen sich viele mit innova-
tiven Produkten und Dienstleistungen in regionalen
wie überregionalen Märkten einen Namen gemacht
haben, noch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
denn die haben ebenso sehr ihren Anteil an der wirt-
schaftlichen Entwicklung unseres Landes.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Soviel will ich Ihnen, meine Damen und Herren von
der CDU, gern zugestehen: Auch wir wünschen uns
bessere Wachstumsdaten, als wir sie derzeit haben.
Natürlich ist den Unternehmern eine bessere und sta-
bilere Auftragslage zu wünschen und natürlich ist die
Zahl der Arbeitslosen zu hoch. Aber sehen Sie sich
auch einmal unsere Ausbildungs-, Neuansiedlungs-
und Existenzgründungsdaten an. Da ist Schleswig-
Holstein nachgewiesenermaßen Spitze.

Inzwischen zeichnet sich beim konjunkturellen
Wachstum ein Aufschwung ab. Noch ist es ein zartes
Pflänzchen, doch die Wirtschaftswissenschaftler und
die Konjunkturexperten der Banken und der Wirtschaft
sind sich einig: Es geht in diesem Jahr wieder auf-
wärts.

(Zurufe von der CDU)

So wird das auch in Schleswig-Holstein sein. Die
Politik kann und wird - wie immer - ihren Beitrag dazu
leisten, damit sich die günstige Entwicklung stabili-
siert. Wirtschaftsminister Rohwer hat Ihnen in diesem
Bericht dargelegt, auf welch vielfältige Weise wir die
Wirtschaft dabei unterstützten. An der Opposition in
Berlin und Kiel erleben wir derzeit aber das genaue
Gegenteil: Die von Ihnen angezettelte Schlusslichtde-
batte wird kaum dazu beitragen, die Auftriebskräfte zu
stärken. Genau genommen wissen Sie eindeutig, dass
es für Ihre Vorhaltungen keine Grundlage gibt. Aller-
dings ist es kein Wunder, dass Sie sich in diesen De-
batten nur allzu ungern daran erinnern lassen, dass
Gerhard Schröder von seinem Vorgänger - und der
gehörte doch Ihrer Partei an - einen gigantischen
Schuldenberg, eine deutlich höhere Arbeitslosigkeit,
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eine höhere Neuverschuldung und eine höhere Steuer-
belastung übernommen hat.

(Beifall bei SPD und SSW - Zuruf des Abge-
ordneten Martin Kayenburg [CDU])

Herr Kayenburg, ich will Ihnen durchaus zugestehen,
dass auch wir dahinter stehen, wenn es heißt, wir müs-
sen - gerade für den Mittelstand - Erleichterungen
schaffen. Hier fordern wir Berlin gemeinsam auf, Ver-
änderungen durchzuführen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Machen! - Weitere
Zurufe)

- Was gibt es da zu lachen? Ich fordere das genau wie
Sie. Das ist eine Forderung, die wir gemeinsam durch-
setzen wollen.

(Beifall bei SPD und SSW)

Man muss aber genauso deutlich sagen, dass die Ursa-
chen für die wirtschaftliche Schwäche nicht bei der
Bundesregierung und auch nicht bei der Landesregie-
rung liegen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Im Ausland! - Zuruf
des Abgeordneten Werner Kalinka [CDU])

- Herr Kalinka, machen Sie erst einmal Ihren Arbeits-
kreis Soziales, dann können wir weitergucken. Es hat
in den vergangenen Jahren eine deutliche Abschwä-
chung der Weltwirtschaft gegeben, die nach dem
Schock vom 11. September in den USA in eine Rezes-
sion übergegangen ist. Sehr geehrter Herr Kayenburg,
wer das nicht weiß, der kann durch Konjunkturbe-
richte der führenden Wirtschaftsforschungsinstitute
Nachhilfeunterricht nehmen. Die Konjunkturforscher
sind sich in der Beurteilung in den wesentlichen
Punkten einig: Erstens. Bei den Ursachen der kon-
junkturellen Wachstumsschwäche sind die rezessive
Entwicklung in den USA ebenso wie die Einbrüche an
den Finanzmärkten entscheidend. Darüber hinaus
nennen Experten gestiegene Mineralölpreise und
schließlich die anhaltende Schwäche des einstigen
Wunderknabens Japan.

Zweitens. Die Wirtschaftsforschungsinstitute sind sich
auch darüber einig, dass die Steuer- und Finanzpolitik
der rot-grünen Bundesregierung zu begrüßen ist, weil
sie Familien und Unternehmen entlastet und mit der
Sanierung der Staatsfinanzen und dem Abbau des
gewaltigen Schuldenberges, den Sie uns überlassen
haben, begonnen hat. Dass es angesichts dieser Schul-
den nicht einfach sein wird, diesen Weg zu beschrei-
ten, liegt auf der Hand.

Drittens. Die Wirtschaftsforscher sind sich auch dar-
über einig, dass es in diesem Jahr wieder aufwärts
gehen wird. Ich habe schon darauf hingewiesen.

(Martin Kayenburg [CDU]: Gesundbeten!)

- Oder schlechtreden, das ist die Alternative bei Ihnen!

(Beifall bei SPD und SSW)

Für 2003 erwarten die Institute einen Aufschwung, der
sich fortsetzt und an Breite gewinnt. Die reale Zunah-
me des Bruttoinlandsprodukts wird auf 2,4 % pro-
gnostiziert. Der Arbeitsmarkt dürfte - den Gutachtern
zufolge - ab Mitte dieses Jahres ebenfalls von der
konjunkturellen Belebung profitieren. Im Verlauf des
Jahres 2003 rechnen die Institute mit 250.000 neuen
Arbeitsplätzen. So weit zu den ökonomischen Rah-
mendaten.

Ich bin fest davon überzeugt, dass wir in Schleswig-
Holstein die augenblickliche konjunkturelle Schwä-
chephase gut überstehen werden und dass unsere Un-
ternehmen für die einsetzende Aufschwungphase posi-
tioniert sind. Für diese Überzeugung gibt es gute
Gründe. Ein ganz entscheidender ist, dass es in den
vergangenen zehn bis zwölf Jahren gelungen ist, die
Wirtschaft in unserem Land zu modernisieren und den
Strukturwandel voranzubringen.

(Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Herr Abgeordneter Schröder, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Kubicki?

Bernd Schröder [SPD]:

Ja!

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Schröder, können Sie mir in diesem Zusam-
menhang erklären, warum die Landesregie-
rung darauf verzichtet hat, über das erfolgrei-
che europäische Gemeinschaftsprojekt mit
dem Namen „Manuela“, für das eine große
Nachfrage besteht, zu berichten?

Das kann ich im Moment nicht weiter ausführen. Ich
gehe davon aus, dass es Bestandteil des Förderpro-
gramms „ziel“ ist; da wird das sicherlich seine Be-
deutung haben.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Schleswig-Holstein ist zu einem ausgesprochenen
Hightech-Standort mit Medizintechnik und Gesund-
heitswirtschaft, Informationswirtschaft, Multimedia,
Energietechnik und maritimer Wirtschaft geworden.
Das sind unsere Schwerpunkte. Natürlich wollen Sie
das nicht hören, meine Damen und Herren von der
Opposition, aber es ist so und wird auch von Institu-
tionen bestätigt, die wahrhaft nicht in Verdacht stehen,
Rot-Grün unterwandert zu sein. Sehen Sie sich nur die
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Ergebnisse - Sie haben das hier selbst vorgetragen -
der neuesten Umfrage der IHKs an!

Wir haben in den vergangenen Jahren zielgerichtet auf
die entstehenden Zukunftsbranchen gesetzt - und das
mit Erfolg. Sie können die Daten des Wirtschaftsbe-
richts 2002 nicht bestreiten: In allen Sparten, die auch
als zukunftsträchtig gelten, haben sich schleswig-
holsteinische Unternehmen positioniert und verbuchen
Erfolge. Natürlich sind unsere mittelständischen Un-
ternehmen von der konjunkturellen Schwäche getroffen
worden, zum Teil sogar stärker als finanzkräftige
Großunternehmen. Aber die Chancen, dass sie sich mit
dem Aufschwung auch auf hart umkämpften Märkten
behaupten können, stehen gut.

Dafür haben wir in diesem Land eine Menge getan,
beispielsweise mit unserer Förderung von Messeprä-
sentationen im Ausland. Wir sind mit unseren För-
derinstrumenten auf dem richtigen Weg, ob es sich um
den Aufbau und die Modernisierung unserer Ver-
kehrsinfrastruktur - das Stichwort A 20 ist gefallen -
handelt oder um die Förderung der Regionalentwick-
lung mit dem „ziel“-Programm.

(Unruhe)

Wir können stolz darauf sein, dass Schleswig-Holstein
inzwischen als Gründerland gilt. Dies belegen auch
die nüchternen Zahlen. Im Saldo der Unternehmens-
gründungen und -löschungen haben wir 2001 bundes-
weit an dritter Stelle hinter Hamburg und Hessen und
vor Bayern und Berlin gelegen. Beim Stichwort Ar-
beitslosigkeit ist bei der Union das Lamento groß.
Was wirft Edmund Stoiber der Bundesregierung nicht
alles an Versäumnissen vor!

Lassen Sie uns daher einmal einen Blick darauf wer-
fen, wie es bei Ihrem Kanzlerkandidaten zu Hause
aussieht: Davon, wie es 1996 im Beschäftigungspakt
für Bayern angekündigt wurde, die Zahl der Arbeitslo-
sen in Bayern bis zum Ende 2000 zu halbieren, ist
heute keine Rede mehr; das Ziel ist um Längen ver-
fehlt. Besonders prekär ist in Bayern die Lage der
Jugendarbeitslosigkeit: Mit 33,8 % hat Bayern im
Dezember 2001 sogar den stärksten Zuwachs an Ar-
beitslosen unter 25 Jahren.

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Herr Abgeordneter Schröder, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Jensen-Nissen?

Bernd Schröder [SPD]:

Nein.

(Zurufe)

Ich schaffe sonst meine Rede nicht mehr.

Meine Damen und Herren, wir haben in Schleswig-
Holstein keinen Grund, uns mit unseren Wirtschafts-
daten zu verstecken. Die Landesregierung hat in den
vergangenen Jahren die Modernisierung und den
strukturellen Wandel mit großem Erfolg gefördert. Die
konjunkturelle Talfahrt des vergangenen Jahres wer-
den wir und die Wirtschaft ebenfalls meistern. Wir
werden in unserer Arbeit nicht nachlassen, wir werden
auch weiterhin alles dafür tun, in der Wirtschaftspoli-
tik, in der Modernisierung der Infrastruktur, im Bil-
dungs- und Ausbildungsbereich. Wir werden uns aber
immer für einen gerechten sozialen Ausgleich einset-
zen.

Dazu werden wir auch weiterhin die Förderinstru-
mente und die Arbeit der Fördereinrichtungen bündeln,
damit dies aus einer Hand geschieht. Es ist sehr zu
begrüßen, dass Wirtschaftsminister Bernd Rohwer
gemeinsam mit der Wirtschaft des Landes an einer
Initiative zur Profilierung und Vermarktung des
Wirtschaftsstandortes Schleswig-Holstein arbeitet.
Ich fordere insbesondere Sie von der Opposition auf,
im Interesse unseres Landes, seiner Wirtschaft und der
Menschen in diesem Land, die Initiativen des Mini-
sters zur Profilierung des Wirtschaftsstandortes
Schleswig-Holstein zu unterstützen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Aschmoneit-
Lücke.

(Zuruf des Abgeordneten Lothar Hay [SPD])

Christel Aschmoneit-Lücke [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich habe die Bemerkung meines Kollegen Hay
leider nicht verstanden, aber Sie werden das nachher
sicherlich nachholen.

Zur IHK-Umfrage hat Herr Kayenburg alles gesagt.
Frau Ministerpräsidentin, zur Gesundheitswirtschaft
darf ich Sie daran erinnern - Sie können das gern
nachlesen -, dass wir seit Jahren sagen, dass Gesund-
heit ein Wachstumsmarkt ist. Als die erste Gesund-
heitsreform angezettelt wurde, haben Sie sich bedau-
erlicherweise hier nur hingestellt, ein riesiges Lamento
losgelegt und gesagt: Alles wird in Schleswig-Holstein
ganz schlecht, weil wir nicht mehr den gesetzlichen
Anspruch auf Kuren haben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, alle Jahre
wieder stellt der Wirtschaftsminister sein Bild der
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Wirtschaftslage Schleswig-Holsteins vor - das ist
notwendig und gut so. Ebenfalls alle Jahre wieder
versucht er, frohe Botschaften zu verkünden - das ist
verständlich und der Versuch sei ihm gegönnt. Dass es
diesmal die Chefin persönlich gemacht hat, hat es
bedauerlicherlicherweise nicht besser gemacht.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU)

Alle Jahre wieder lautet die Botschaft: Es ist alles
ganz toll, aber bedauerlicherweise ist das durch die
Tatsachen, die in dem schriftlich vorgelegten Bericht
nachzulesen sind, nicht begründet.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Herr Minister Rohwer, ich hoffe, Sie können noch
zwischen der Realität und Ihrer Propaganda unter-
scheiden. Ich bin mir leider sicher, dass große Teile
der Landesregierung und der sie tragenden Fraktionen
das nicht mehr können. Ich werde nicht müde, das zu
sagen: Das ist das größte Strukturproblem Schleswig-
Holsteins.

(Beifall bei FDP und CDU)

Der Unterschied zwischen Wahrnehmung und Wirk-
lichkeit zeigt sich beim Wirtschaftswachstum: Im
letzten Jahr ist unser reales Bruttoinlandsprodukt
um 0,2 % gewachsen - vorletzter Platz unter den west-
deutschen Bundesländern. Schleswig-Holstein ist lei-
der nicht überall vorn, sondern bei den wichtigen Da-
ten stehen wir hinten an. Die westdeutschen Länder
sind unser Maßstab. Nur eines liegt noch hinter uns:
Nordrhein-Westfalen mit 0,1 % Wachstum.

(Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: Wer regiert
denn da?)

Wir können noch einen dritten Wert hinzufügen: Das
deutsche Bruttoinladsprodukt wuchs 2001 real um
0,6 % - damit liegt Deutschland in der EU auf dem
letzten Platz.

(Uwe Eichelberg [CDU]: Hört, hört!)

Alle drei Gebiete haben eines gemeinsam: Sie werden
von Rot-Grün regiert. Wo Rot-Grün regiert, weicht
das Wachstum, der Wohlstand der Menschen sta-
gniert. Eine andere Schlussfolgerung kann ich daraus
nicht ziehen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Die Misere wird noch deutlicher, wenn man das Brut-
toinlandsprodukt pro Einwohner betrachtet. Das ist der
anerkannte Maßstab für die Entwicklung der Wirt-
schaftsleistung: Es beschreibt die Versorgung der
Menschen mit Gütern und Dienstleistungen und darauf
allein kommt es an. 2001 wuchs das Bruttoinlandspro-
dukt pro Kopf in Schleswig-Holstein gerade noch um

0,06 %. Das ist Stagnation. Dies als Erfolg anzuprei-
sen, ist eine wirtschaftspolitische Bankrotterklärung.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Das schwache Wachstum des letzten Jahres ist selbst-
verständlich nur eine Momentaufnahme. Die weltweite
Konjunkturschwäche hat Schleswig-Holstein nicht
verschont. Problematisch ist allerdings, dass der vor-
ausgegangene Boom der Weltwirtschaft Schleswig-
Holstein sehr wohl verschont hat. Das zeigen die
Trends, auf die der Wirtschaftsminister gern und rich-
tigerweise verweist. Entscheidend sei - ich zitiere -,
dass der Wiederaufschwung in ein nachhaltiges und
kräftiges Wachstum einmündet. - Diese Aussage un-
terstützt die FDP ohne Abstriche.

Die Vergangenheit gibt aber leider wenig Anlass zur
Hoffnung, dass diese Landesregierung einen nützli-
chen Beitrag liefert. Seit 1991 ist das reale Bruttoin-
landsprodukt Schleswig-Holsteins um 9,6 % gewach-
sen, in Westdeutschland waren es 12,4 % und in
Deutschland 15,7 %. Schleswig-Holstein hängt also
leider auch in der längerfristigen Betrachtung zurück.

(Beifall des Abgeordneten Uwe Eichelberg
[CDU])

9,6 % Wachstum über zehn Jahre, durchschnittlich
0,92 % pro Jahr. Das ist zumindest nachhaltig, jedes
Jahr nachhaltig unter einem Prozent.

(Beifall bei FDP und CDU)

Von „kräftig“ kann überhaupt keine Rede sein, schon
gar nicht, wenn wir berücksichtigen, dass die Beschäf-
tigungsschwelle in Deutschland bei zirka 1,8 %
Wachstum liegt. Erst ab dieser Rate wächst die Be-
schäftigung nachhaltig.

Angesichts dieser Tatsachen klingt es wie Hohn, wenn
im Bericht steht:

„Die Wirtschaftspolitik der schleswig-
holsteinischen Landesregierung setzt weiter
konsequent auf Wachstum und Beschäfti-
gung."

Die Wirtschaftspolitik vielleicht, aber leider nicht die
Verantwortlichen für die Politik.

(Beifall bei FDP und CDU)

Die sitzen eher auf der Wirtschaftspolitik und würgen
die Dynamik der schleswig-holsteinischen Wirtschaft
mit aller Macht ab.

Einziger Lichtblick: Der lineare Trend der Wachs-
tumsraten von 1992 bis 2001 zeigt ganz leicht nach
oben, sowohl beim Bruttoinlandsprodukt als auch beim
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf. Aber das liegt aus-
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schließlich daran, dass das reale Bruttoinlandsprodukt
1993 geschrumpft ist. Betrachtet man den Trend ab
1994, dann geht es nachhaltig bergab. Schleswig-
Holstein ist unter Rot-Grün in der Tabelle nicht nur
ganz hinten, sondern fällt auch immer schneller zu-
rück. Das ist das eigentliche Problem.

(Beifall bei FDP und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist das Ergebnis
dieser Wachstums- und Beschäftigungspolitik: eine
einzige Bankrotterklärung. 32 Jahre nach Dennis
Meadows haben wir endlich die Grenze des Wachs-
tums aufgedeckt, sie heißt Rot-Grün.

(Beifall bei FDP und CDU)

Meine Damen und Herren, das liegt selbstverständlich
nicht nur an schleswig-holsteinischen Besonderheiten.
Die Menschen und die Unternehmen Schleswig-
Holsteins sind leistungsfähig und motiviert, mindestens
so wie in anderen Ländern. Das zeigt im Übrigen auch
die erfreulich hohe Rate der Nettoneueintragungen
im Handelsregister - Nettoneueintragungen, um das
ganz deutlich zu sagen! Hier liegen wir seit Jahren mit
vorn, aber trotzdem schlägt sich das nicht in steigen-
dem Wohlstand und steigender Beschäftigung nieder,
im Übrigen auch nicht im Steuerertrag. Darauf haben
wir immer wieder hingewiesen. Und wenn man, bitte
schön, das eine lobt, was ich hier gern tue, dann darf
man aber das andere nicht vergessen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Die Bundesregierung tut im Übrigen ihr Möglichstes,
um Wachstum und Beschäftigung zu bremsen. Das
trifft auch unser Land, gerade unser Land. Der Ar-
beitsmarkt ist das offensichtlichste Beispiel. Seit
seiner Ankündigung, die Arbeitslosenzahl unter
3,5 Millionen drücken zu wollen, kämpft der Kanzler
mit aller Macht darum, dieses Ziel auch ja nicht zu
erreichen. Schröder bremst die Beschäftigung seit
Jahren, wo er nur kann: Verschärfung der Mitbestim-
mung, Einschränkung befristeter Arbeitsverträge und
geringfügiger Beschäftigungen, Neuregelung der
Scheinselbstständigkeit, Rechtsanspruch auf Teilzeit.
Der neueste Schildbürgerstreich ist das Tariftreuege-
setz. Wir haben vorgestern darüber gesprochen. Das
alles ist gesetzlich verordnete Beschäftigungsverhinde-
rung auch und gerade für Schleswig-Holstein.

(Beifall bei FDP und CDU)

Herr Minister, wenn Sie mir gestern gesagt haben,
natürlich braucht die soziale Marktwirtschaft, braucht
auch die Marktwirtschaft im Sinne von Ludwig Erhard
Regelungen,

(Zurufe von der SPD: Aha!)

dann gebe ich Ihnen absolut Recht. Da gibt es über-
haupt keine Frage, auch nicht für uns. Was sie aber
nicht braucht, ist Strangulierung. Die haben wir aber
im Moment.

(Beifall bei FDP und CDU)

Es wäre falsch zu glauben, der Kanzler mauerte den
Arbeitsmarkt gutgläubig und aus Versehen zu. Nein,
das Gegenteil ist der Fall. Kanzler Schröder ist vor-
sätzlich gegen die Flexibilisierung des Arbeitsmark-
tes, gegen weniger Arbeitslosigkeit, gegen mehr Be-
schäftigung und mehr Wachstum. Dazu bekennt er
sich öffentlich: Die Lebensplanungen der Menschen
sollen nicht unsicherer werden - weder im Erwerbsle-
ben noch offensichtlich in der Arbeitslosigkeit.

Auf europäischer Ebene traut er sich das übrigens
nicht. Dort unterstützt er kräftig, weit entfernt von
hier, die Feststellung, dass die Arbeitsmärkte flexibili-
siert, dass Beschäftigungshindernisse abgebaut, dass
Steuer- und Leistungssysteme leistungsfreundlich um-
gestaltet werden müssen, um Wachstum und Wohl-
stand zu fördern. Karl May hätte geschrieben: Der
Bundeskanzler spricht mit gespaltener Zunge.

(Beifall bei FDP und CDU)

Aber der Kanzler ist selbstverständlich nicht der ein-
zig Verantwortliche. Die Landesregierung mischt
kräftig mit. Sie hat sich gegen keines der beschäfti-
gungs- und wachstumsfeindlichen Gesetze Schröders
gestellt, obwohl Schleswig-Holstein als strukturschwä-
cheres Land von allen überproportional benachteiligt
wird. Für fast die ganze Landesregierung kann ich
problemlos annehmen, dass dies aus Nichtwissen ge-
schieht. Bei einem Mitglied allerdings nicht: Unser
Wirtschaftsminister, seines Zeichens kompetenter
Nationalökonom, hat nur ein einziges Mal leise und
kurz die Stimme gegen die Verschärfung der Mitbe-
stimmung erhoben, ansonsten vornehmes Schweigen
oder öffentliche Unterstützung der Beschäftigungsver-
hinderung.

Meine Damen und Herren, ich finde, das ist ein außer-
ordentlich bescheidenes Ergebnis dieses Wirtschafts-
ministers, dieser Landesregierung. Ich nehme Ihnen ja
nicht übel, Herr Minister, dass Sie wenig Möglichkei-
ten haben, Wachstumspolitik persönlich hier in diesem
Land zu betreiben, Wirtschaftspolitik, abgesehen von
Verkehrspolitik, wirklich zu betreiben, weil einfach
auch das Geld fehlt und weil die Rahmenbedingungen
nicht stimmen und weil Vieles im Bund gemacht wird.
Aber dass Sie so wenig Einfluss nehmen auf die Bun-
despolitik von hier aus, obgleich Sie es besser wissen,
das nehme ich Ihnen persönlich übel und das nimmt



4592 Schleswig-Holsteinischer Landtag (15. WP) - 62. Sitzung - Freitag, 17. Mai 2002

(Christel Aschmoneit-Lücke)

Ihnen auch die schleswig-holsteinische Wirtschaft
übel.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Herr Abgeordneter Hentschel, ehe ich Ihnen das Wort
gebe, möchte ich gern zu der Situation im Raum etwas
sagen. Es ist eine Situation, die einige schon hinaus-
getrieben hat, weil sie Kopfschmerzen haben. Es wird
gerade überprüft, welche Möglichkeiten es gibt, gegen
diese Geruchsbelästigung anzugehen. Ich fühle mich
auch verantwortlich für die Gesundheit der Abgeord-
neten und der Besucher. Ich schlage vor, dass wir
diesen Tagesordnungspunkt zu Ende behandeln und
dann eine kurze Pause machen, um zu beraten: Wollen
wir mit der Sitzung fortfahren oder nicht? Ich denke,
das müssen die Fraktionen dann entscheiden.

Herr Abgeordneter Hentschel, Sie haben das Wort.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Vielen Dank den zahlreichen Abgeordneten,
die trotz der Luftverhältnisse bei dieser Debatte aus-
harren.

Wirtschaftspolitik ist ein Thema, bei dem - -

(Unruhe)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich bitte um etwas mehr Ruhe, damit wir nicht auch
noch durch den Geräuschpegel dazu beitragen, dass es
immer schwieriger wird.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Wirtschaftspolitik ist ein Thema, bei dem die Landes-
regierung nicht die bestimmende Aufgabe hat zu sa-
gen, wie der Zug fährt, wie zum Beispiel in der Ver-
kehrspolitik, wo die Landesregierung die harten Inve-
stitionen steuert, sondern Wirtschaftspolitik wird in
erster Linie von den Unternehmen gemacht. Die Lan-
desregierung hat die Aufgabe, Rahmenbedingungen zu
setzen und zu moderieren.

(Martin Kayenburg [CDU]: Wirtschaftspoli-
tik? Herr Hentschel, das war wohl nichts!)

Von daher wäre es gut, wenn man auf dieser Grundla-
ge auch seine Redebeiträge gestalten würde. Wenn Sie
alle den Aufschwung oder jede wirtschaftliche Besse-
rung jeweils der Wirtschaft zugute schreiben, jede
wirtschaftliche Krise aber der Regierung anlasten,

Herr Kayenburg, dann hat das zwar rhetorische
Glanzlichter zur Folge, je nachdem, wie Sie es aus-
drücken, hat aber wenig mit der wirtschaftspolitischen
Realität zu tun und mit den Funktionen von Wirt-
schaftspolitik.

Wenn man sich konkret im Detail ansieht, was in
Schleswig-Holstein passiert, dann stellt man fest, dass
wir insbesondere zwei Wirtschaftsbereiche haben, die
zurzeit in der Krise stecken. Das ist einmal die Bau-
wirtschaft. Die Bauwirtschaft - das wissen Sie sehr
gut - hat nach 1990 eine Riesenüberkapazität aufge-
baut. Wir hatten teilweise in den neuen Bundesländern
drei Mal so viel Bauarbeiter im Vergleich zum westli-
chen Durchschnitt. Das konnte nicht gut gehen. Nach-
dem 1995 die Subventionsprogramme ausliefen, brach
der Boom in der Bauwirtschaft zusammen, und wir
haben heute noch mit den Strukturproblemen und ihren
Folgen zu tun. Heute hat die Zahl der Bauarbeiter in
Schleswig-Holstein wieder den Stand von 1990 er-
reicht, also den Stand von vor zwölf Jahren.

(Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: Weniger!)

Gleichzeitig haben wir immer noch erhebliche Über-
kapazitäten in Mecklenburg-Vorpommern, sodass die
Strukturprobleme noch nicht behoben sind. Das muss
man feststellen. Das ist aber kein Problem der Landes-
regierung, sondern ein Problem von falscher Förder-
politik des Bundes nach der deutschen Einheit über
Jahre, die jetzt nach und nach korrigiert wird.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Bereich, mit dem wir es zu tun haben, ist
ein Bereich, der uns sehr schmerzt, das ist der IT-
Sektor. Schleswig-Holstein hat es gewagt, als relativ
strukturschwaches Land einen modernen Wirtschafts-
zweig, nämlich die Informationstechnologie, zum
Schwerpunkt zu machen und hat in diesem Bereich
erfolgreich eine ganze Reihe Betriebsansiedlungen
akquirieren können und hat Betriebe dazu gebracht,
hier in Schleswig-Holstein neue Felder aufzubauen.
Ich erinnere nur an Motorola, an MobilCom aber auch
an viele Tausend kleine Softwarebetriebe, die sich in
den letzten zehn Jahren in Schleswig-Holstein ange-
siedelt haben. Dieser Erfolg ist ausgesprochen begrü-
ßenswert. Wenn man ehrlich ist, hat die Opposition
auch nie etwas dagegen gehabt, sondern hat diesen
Erfolg immer außerordentlich begrüßt.

Jetzt haben wir in der IT-Technologie - leider - eine
weltweite Krise. Das ist kein Problem allein von
Schleswig-Holstein. Wir sind, gerade weil wir diesen
modernen Sektor besonders besetzt haben, von dieser
Krise überproportional betroffen. Das trifft uns. Das
heißt aber nicht, dass es falsch war, auf den IT-Sektor
zu setzen. Ich möchte von Ihnen hören: Die Konzen-
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tration auf dem IT-Sektor in den letzten zehn Jahren
war ein Fehler der Wirtschaftspolitik des Ministers. -
Das hat sich keiner von Ihnen hier getraut. Im Gegen-
teil, wenn Sie ehrlich sind, sagen Sie: Es war eine
zukunftsweisende Politik. Ich bin auch sicher, dass
sich nach Überwindung der augenblicklichen Kon-
junkturflaute in diesem Bereich die Investitionen be-
zahlt machen werden und dass Schleswig-Holstein
große Vorteile davon haben wird.

(Beifall bei SPD und SSW - Widerspruch bei
der CDU)

Wenn das so ist, dann können Sie heute aber nicht
kommen und diese Krise der Landesregierung anla-
sten, sondern müssen sagen: Es gibt Konjunktur-
schwankungen und wir müssen uns überlegen, wie wir
darauf optimal reagieren. Wir dürfen uns aber nicht als
diejenigen hinstellen, die alles besser wissen und alles
besser gewusst haben.

(Zuruf von der CDU: Das wurde doch vor-
hergesagt!)

Meine Damen und Herren, wir haben einen weiteren
Wirtschaftssektor in Schleswig-Holstein - da gucke ich
insbesondere auf die kleinere Oppositionspartei -, der
nicht in der Krise ist, der boomt, der wesentlich zum
Wachstum der letzten Jahre beigetragen hat, ohne den
wir viel schlechter dastünden und der auch wesentlich
zum wachsenden Export beigetragen hat, nämlich die
Windkraftindustrie.

(Beifall bei SPD und SSW)

Dieser Sektor hat einerseits in der Erzeugung von
Strom im ländlichen Raum, aber auch in der Erzeu-
gung von Arbeitsplätzen und beim Export von Anlagen
zu erheblichem Wachstum geführt. Dies ist aber nicht
darauf zurückzuführen, dass sich die schlaue Opposi-
tion dafür eingesetzt hätte. Dieser Sektor hat den Er-
folg erzielt, obwohl die FDP alle Anstrengungen un-
ternommen hat, diesen Wirtschaftszweig in Schleswig-
Holstein kaputt zu machen,

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

und ununterbrochen Forderungen aufgestellt hat, die-
sen Wirtschaftszweig zu behindern.

(Zurufe)

Das ist zukunftsweisende Wirtschaftspolitik, wie Sie
uns hier prophezeien, es besser machen zu wollen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Mein Gott! Sie
waren doch gerade in China!)

Ich glaube auch, dass der erfolgreiche Börsengang in
einer Situation wie in diesem Jahr sicherlich kein Pap-
penstiel ist. Dass die Repower Windfirma im letzten

Jahr einen erfolgreichen Börsengang gemacht hat, dass
eine Firma wie Famatic Biotech Energie Weltmarkt-
führer im Biotechbereich ist - aus Nortorf - 2001 er-
folgreich an die Börse gegangen, dazu gratuliere ich.
Das zeigt, dass Schleswig-Holstein auf dem Sektor
regenerative Energien etwas vorzuweisen hat und dass
der Weg, den wir in diesem Sektor eingeschlagen ha-
ben, erfolgreich ist und fortgesetzt werden muss.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und SSW)

Meine Damen und Herren, gucken wir uns an, was
Wirtschaftspolitik tatsächlich bedeutet. Das sind keine
Sprechblasen, die hier losgelassen werden. Ich weiß,
die CDU hat zu dem Cluster-Konzept des Ministers
nichts zu sagen. Sie kommt mit Allgemeinplätzen und
sagt: Wir wollen mehr Lehrer, wir wollen mehr Inve-
stitionen, wir wollen weniger Schulden; dann geht es
dem Land besser. - Nur, wie man weniger Schulden
kriegt, wenn man gleichzeitig mehr Lehrer und mehr
Investitionen haben will, und wie man das Ganze auch
noch bezahlen soll - und das in einer Situation, in der
die Steuereinnahmen einbrechen -, das verraten Sie
uns leider nicht, Herr Kayenburg.

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Doch, weniger Grüne!)

Auch vonseiten der FDP habe ich nichts weiter gehört
als Sprüche, keine Konzepte! Ihre Hauptforderung in
Bezug auf die Wirtschaftspolitik Schleswig-Holsteins
- man höre und staune - ist nicht etwa, dass Sie sagen,
das Cluster-Konzept des Ministers müsse noch besser
gestaltet werden, oder dass Sie ein anderes Konzept
hätten, ein besseres Wirtschaftskonzept. Nein! Ihre
Forderung ist: Rot-Grün muss weg. Dann geht es uns
besser.

(Lebhafter Beifall bei CDU und FDP)

So ein Konzept ist kein Konzept der wirtschaftspoliti-
schen Kompetenz. Das ist ein Konzept der aufgeblase-
nen Backen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Was wir auch nicht wollen, ist Speziwirtschaft, wie
wir sie in den letzten Jahren in Bayern erlebt haben -
Abzockerei nach Strich und Faden mithilfe der Bun-
desregierung bei den Förderprogrammen der Europäi-
schen Union und der Gemeinschaftsaufgaben, und
zwar in Regionen, die relativ wenige Arbeitslose ha-
ben, Förderprogramm noch und nöcher akquiriert und
mit staatlichen Subventionen und staatlichen Kredit-
programmen Firmen gefördert - ich erinnere nur an die
2 Milliarden beim Kirch-Konzern -, staatliche Bürg-
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schaften verabreicht. Eine solche Speziwirtschaft
wollen wir nicht!

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Schleswig-Holstein hat eine kleinstrukturierte Wirt-
schaft. Wenn Sie über die Probleme mit dem Mitbe-
stimmungsgesetz reden, Frau Aschmoneit-Lücke, dann
müssen Sie auch dazu sagen: 99 % der Betriebe von
Schleswig-Holstein sind davon überhaupt nicht be-
troffen.

(Beifall der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Wir haben überwiegend Kleinbetriebe. Diese Betriebe
haben ganz andere Probleme als die von Ihnen be-
schriebenen.

Es ist doch interessant, dass Ihre Analyse im Wesent-
lichen auf die Bundespolitik abhebt und dass Sie zur
schleswig-holsteinischen Wirtschaftspolitik praktisch
nichts gesagt haben. Sie haben zur Politik des Mini-
sters praktisch nichts gesagt - außer, dass Sie ihn ablö-
sen wollen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie haben doch
selbst gesagt, er kann gar nichts ausrichten!)

Ich glaube - und damit komme ich zum Schluss -, dass
die Wirtschaftspolitik Schleswig-Holsteins, die Wirt-
schaftspolitik von Minister Rohwer, eine Politik ist,
die sehr genau auf die Bedürfnisse der kleinen und
mittleren Betriebe ausgerichtet ist. Das sind 98 % der
Unternehmen im Lande.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Die von den Gutachtern vorgeschlagene Konzentration
auf fünf Kompetenzcluster soll Akquisitionserfolge
bringen. Wir sehen eine solche Clusterbildung in ei-
nem Land wie Schleswig-Holstein als sinnvoll an. Es
geht bei den Wirtschaftsbranchen aber auch um regio-
nale Verteilung. Wir werden daran arbeiten. Es gibt
nichts - da bin ich durchaus Ihrer Meinung -, was nicht
besser gemacht werden kann. Wirtschaftspolitik bedarf
ständiger Optimierung. Sie sind gern eingeladen, dabei
zu helfen. Wenn Sie nicht nur Ihre Backen abblasen,
sondern zu konkreten Vorschlägen kommen, sind Sie
dazu gern eingeladen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Erst einmal möchte ich mich beim Wirt-
schaftsministerium dafür bedanken, dass wir einen
solch umfangreichen Bericht erhalten haben.

(Beifall bei SSW und SPD)

Der Bericht - das möchte ich bei meiner Rede beden-
ken - zeigt die Vielschichtigkeit der Probleme, aber
auch die Chancen der Wirtschaftspolitik des Landes.

Zu Anfang möchte ich auf die Grundvoraussetzung,
die für eine gute wirtschaftliche Entwicklung notwen-
dig ist und die durch das Land beeinflusst werden
kann, eingehen: die Verkehrspolitik. Ohne eine ver-
nünftige Anbindung an das europäische Verkehrs-
netz können all die anderen Maßnahmen nur sehr
begrenzt greifen.

Die Qualität der Verkehrspolitik hat aber auch etwas
mit der richtigen Verteilung von Ressourcen zu tun
beziehungsweise mit der richtigen Schwerpunktset-
zung. Der größte verkehrspolitische Flop war sicher-
lich die Entscheidung für den Ausbau der Startbahn
des Flughafens Kiel-Holtenau auf 1.799 m plus
300 m Overrun.

(Beifall beim SSW)

Diese Entscheidung führt dazu, dass riesige Finanz-
mittel gebunden werden, die anderen Projekten nicht
zugute kommen können. Das an sich, Herr Kollege
Garg, wäre, wenn es an notwendigen Projekten oder
Ideen hierzu fehlen würde und das Holtenau-Projekt
sinnvoll wäre, nicht so gravierend. Was aber noch
schlimmer wiegt, ist die Tatsache, dass die derzeit von
Kiel aus fliegende Fluggesellschaft Cimber Air mit-
geteilt hat, dass für sie eine Startbahnverlängerung
nicht notwendig sei, dass man mit den derzeit einge-
setzten Flugzeugtypen auch weiterhin fliegen wolle.
Begründet wird dies mit wirtschaftlichen Erwägungen,
Herr Kollege. Wenn es sich für die hier derzeit flie-
gende Fluggesellschaft also nicht lohnt, die längere
Bahn auszunutzen, für wen oder was dann?

Was sich auf jeden Fall feststellen lässt, ist, dass sich
die Anbindung der hiesigen Geschäftswelt auch im
bestehenden Rahmen ohne Schwierigkeiten sichern
lässt. Die Flughafenentscheidung der rot-grünen Lan-
desregierung ist damit eine krasse Fehlentscheidung.

Kommen wir nun zu den Schienenanbindungen. Hier
kann man feststellen, dass die Landesregierung wirk-
lich zukunftsorientiert handelt und möglich macht, was
ermöglicht werden kann. Das sind zum einen die Ver-
besserungen der Schieneninfrastruktur, die dazu
führen, dass wir dem integralen Taktfahrplan immer
näher kommen. Das sind zum anderen aber auch die
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effizient eingesetzten Regionalisierungsmittel, mit
deren Hilfe wir immer wieder Defizite, die uns die
Deutsche Bahn AG beschert, ausgleichen können.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich bitte um etwas mehr Ruhe. Der Geräuschpegel ist
sehr hoch.

Lars Harms [SSW]:

Besonders wichtig ist für uns, dass unsere politische
Forderung nach Trennung von Netz und Betrieb im
Bahnbereich Wirklichkeit wird. Nur bei einem fairen
Wettbewerb auf der Schiene erreichen wir die Effekte,
die wir haben wollen. Hier sind wir mit der Landesre-
gierung völlig einig.

Aus regionaler Sicht will ich aber noch zwei Dinge
gesondert ansprechen. Die Verkehrsverbindungen
über Flensburg nach Norden sind in den vergangenen
Jahren immer schlechter geworden. Ein überregionaler
Zug nach dem anderen wird gestrichen. Es muss das
besondere Landesinteresse sein, die schienengebunde-
nen Verkehre über Flensburg nach Norden zu erhalten
und auszubauen.

In Ostdeutschland hat man den InterRegio-Verkehr
zwischen Gera und Rostock länderübergreifend ausge-
schrieben und so eine Strecke erhalten können, die
anscheinend auch wirtschaftlich ein Erfolg zu werden
scheint. Dieses Modell sollten wir uns einmal näher
ansehen.

Die zweite regional wichtige Bahnverbindung ist die
zwischen Niebüll und Esbjerg. Nachdem die dänische
Seite ihre Verkehre ausgeschrieben und die britische
Gesellschaft Arriva das Rennen gemacht hat, ist es
wichtig, dass das kleine Stück zwischen Niebüll und
Tondern ebenfalls befahren wird. Die Signale, die aus
Dänemark und von der Landesregierung kommen,
lassen hoffen, dass wir eine ganzjährige Verbindung
hinbekommen könnten. Nach den erfolgreichen An-
fängen der NVAG mit ihren Sommerverkehren könn-
ten wir es nun wieder schaffen, zwei Regionen, die
zusammengehören, miteinander zu verbinden. Das
möchte ich ausdrücklich begrüßen.

Nach der Erfolgsstory im Bereich Schiene nun wieder
zum Sorgenkind Straße. Aus Sicht des SSW hat sich
die Landesregierung bisher zu sehr auf die Fehmarn-
belt-Querung als wichtigstes Projekt konzentriert. Ich
bin natürlich auch etwas ungeduldig, denn ich weiß,
dass die westliche Elbquerung riesige Chancen für
die Westküste und für den nördlichen Landesteil in
sich birgt.

(Beifall beim SSW)

In der Vergangenheit haben wir unsere Planungen
immer wieder verschieben müssen. Das hing sicherlich
auch mit der Uneinigkeit zwischen den beteiligten
Bundesländern zusammen. Von daher begrüßt der
SSW ausdrücklich die am letzten Dienstag von der
Landesregierung getroffene grundsätzliche Entschei-
dung für eine Elbquerung der A 20 bei Glückstadt.
Jetzt geht es darum, die finanziellen Voraussetzungen
dafür zu schaffen und das Projekt auch auf Bundes-
ebene abzusichern. Hier muss die Landesregierung
schnell handeln, damit endlich eine Perspektive hin-
sichtlich der Elbquerung sichtbar wird.

Das ist selbstverständlich auch eine Aufforderung
meinerseits an diejenigen, die am 22. September von
Schleswig-Holstein in den Bundestag entsandt werden
wollen.

(Beifall beim SSW und Zuruf des Abgeord-
neten Peter Jensen-Nissen [CDU])

- Herr Kollege Jensen-Nissen, Sie wollen doch auch
gewählt werden. Ich weiß schon, warum ich das sage.
Das ist schon richtig.

Erst, wenn wir dieses Projekt in Sack und Tüten ha-
ben, können wir uns um so unsichere Projekte wie die
Fehmarnbelt-Querung kümmern. Ich verhehle aller-
dings nicht, dass ich der Fehmarnbelt-Querung eher
kritisch gegenüberstehe. In dem Zusammenhang
möchte ich auf eine der in den letzten Jahren wichtig-
sten Branchen überleiten: die Windenergie.

Gerade an der Westküste hat die Produktion von
Windenergieanlagen - darauf hat Kollege Hentschel
schon hingewiesen - einen solchen Boom hervorgeru-
fen, wie wir ihn in den letzten Jahrzehnten in keiner
Branche erleben konnten.

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Damit sich diese Branche ihren Bedürfnissen entspre-
chend weiterentwickeln kann, könnte es notwendig
werden, eine entsprechende Seeanbindung zu schaf-
fen. Dies sage ich vor allem vor dem Hintergrund der
Offshore-Windnutzung, aber auch möglicher Export-
chancen, die sich bieten könnten.

In Husum haben sich inzwischen drei große Anbieter
von Windenergieanlagen angesiedelt und maßgeblich
dazu beigetragen, dass es rund um Husum wirtschaft-
lich bergauf geht. Allein in den letzten rund zehn Jah-
ren wurden hier über 1.000 Arbeitsplätze durch die
Windbranche geschaffen, für eine strukturschwache
Region wie Nordfriesland eine enorme Entwicklung.
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Um die zukünftigen Offshore-Windenergieanlagen
warten und bestücken zu können, wird es notwendig
sein, einen Versorgungshafen an der Westküste
zu etablieren. In Frage kommt Esbjerg, weil dort vieles
schon vorhanden ist, sowie Husum aufgrund seiner
Nähe zu den einzelnen Standorten und wegen der Be-
triebe, die schon in Husum ansässig sind. Brunsbüttel
spielt hinsichtlich der Versorgungshäfen keine Rolle,
da es standortfern liegt.

Wenn wir sowohl die Firmen als auch die Arbeitsplät-
ze in und um Husum erhalten wollen, müssen wir
auch die infrastrukturellen Voraussetzungen dafür
schaffen. Das heißt, das Land muss hier finanzielle
Unterstützung leisten. Meiner Meinung nach ist dieses
Projekt landespolitisch so wichtig, dass auch eine er-
höhte Förderung aus dem Regionalprogramm gerecht-
fertigt wäre.

(Beifall der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Zur Bauwirtschaft wird im Bericht erwähnt, dass der
Wirtschaftsminister mit den Verbänden der Bauwirt-
schaft ein Fünfpunkteprogramm verabschiedet hat.
Unter anderem wird dabei auf die Einhaltung der Ta-
rifbestimmungen abgehoben. Dies unterstützen wir
natürlich, wie wir schon bei der Beratung zum Tarif-
treuegesetz deutlich gemacht haben.

Interessant ist aber, dass im Fünfpunkteprogramm
auch darauf hingewiesen wird, dass die VOB in der
Vergabepraxis eingehalten werden soll. Im Umkehr-
schluss heißt dies: Sie wird derzeit nicht eingehalten
bzw. die Möglichkeiten, die sie bietet, werden nicht
ausgeschöpft. Genau hier ist genau der Haken. Es fehlt
immer noch an der festen gesetzlichen Ermächtigungs-
grundlage, um beispielsweise in Ausschreibungen
qualitative Anforderungen zu stellen. Bevor der aus-
schreibende öffentliche Auftraggeber das Risiko ein-
geht, vergaberechtlich angreifbar zu sein, verzichtet er
lieber auf Qualität. Und genau das schadet den heimi-
schen Baubetrieben, die diese Qualität durchaus bieten
können.

(Beifall der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

In unserem Vergabegesetz - nun bin ich wieder beim
Thema -, das wir letztes Jahr eingebracht haben, wol-
len wir die gesetzliche Ermächtigungsgrundlage dafür
schaffen, dass in Zukunft problemlos Qualität in Aus-
schreibungen eingefordert werden kann. Wenn wir das
Vergabegesetz beschließen, können wir der Bauwirt-
schaft auch schnell helfen, zumindest einige Probleme
aus dem Weg zu schaffen, und wir können eine der
wichtigsten Forderungen aus dem Fünfpunktepro-
gramm umsetzen. Das ist etwas, was wir auf Landes-

ebene wirklich eigenständig regeln können und regeln
sollten.

(Beifall der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Eigentlich wollte ich nun noch auf einen Bereich ein-
gehen, der den Weg aus der wirtschaftlichen Misere
zeigen sollte. Immerhin liegen wir mit 0,2 % Wirt-
schaftswachstum ziemlich am Ende der westdeutschen
Bundesländer und da kann Hoffnung ja nicht schaden.
Ich habe deshalb - vor dem Hintergrund der in der Re-
gierungserklärung der Ministerpräsidentin angekün-
digten Wellness-Offensive - die zwei Seiten zur Ge-
sundheitswirtschaft aufgeschlagen, habe allerdings
außer dem Logo der Gesundheitsinitiative Schleswig-
Holstein und einem Schaubild über die Kernsektoren
der Gesundheitswirtschaft nicht viel gefunden.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ich auch nicht!)

Ich denke, hier fehlt einiges. Die Landesregierung
sagt, dass sie hier durchaus Perspektiven erarbeitet hat
und die Nummer eins sei. Da stellt sich für mich die
Frage: Warum stellt sie dies nicht dar?

Natürlich ist auch wichtig, was in den letzten Monaten
geschehen ist - das zieht sich durch den gesamten Be-
richt -, aber noch wichtiger ist, was in den nächsten
Monaten geschehen wird, um den erhofften Wirt-
schaftsaufschwung in die Wege zu leiten.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nichts!)

Daher möchte ich vorschlagen, den Wirtschaftsbericht
im allgemeinen Teil ein wenig abzukürzen, um näher
auf die angekündigten zukunftsträchtigen Wirtschafts-
bereiche und die entsprechenden Aktivitäten der Lan-
desregierung einzugehen. Der nächste Wirtschaftsbe-
richt sollte daher die Schwerpunkte Life Science, Neue
Energien, IT und Elektronik, Lebensmittelverarbei-
tung und Biotechnologie sowie Gesundheitswirtschaft
haben. Denn da gebe ich Frau Ministerpräsidentin
Simonis Recht: Wichtig sind vor allen Dingen die
Investitionen in die Zukunft.

(Beifall bei SSW und SPD)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Mir liegt noch eine Wortmeldung zu einem Kurzbei-
trag vor. Nach § 56 Abs. 4 der Geschäftsordnung
erteile ich dem Herrn Abgeordneten Ritzek das Wort.

Manfred Ritzek [CDU]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Herr Harms, Sie haben mit Recht darauf hingewiesen,
dass es sich um einen umfangreichen Bericht handelt.
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Ich ergänze: Der Bericht ist mangelhaft, unvollständig
und falsch.

(Beifall bei der CDU)

In der Kürze der Zeit kann ich das nur an einigen
Punkten beweisen, hätte aber ein Vielfaches davon
nennen können.

Sie publizieren freudig einen positiven Saldo von Be-
triebsgründungen und Insolvenzen, und zwar mit
etwa 2.779 Unternehmen. Es wäre hochinteressant,
von Ihnen zu erfahren, welche Beschäftigtenzahlen
sich dahinter verbergen. Wir haben heute gerade in der
Zeitung gelesen, dass eine weitere Insolvenz 80 Ar-
beitslose nach sich zieht.

Für die Ernährungswirtschaft werden auf Seite 12
19.060 Beschäftigte genannt, auf Seite 14 aber nur
19.000. Das heißt: 60 sind entweder während des
Schreibens des Berichts entlassen worden oder Sie
haben unpräzise gearbeitet.

Auf Seite 10 gibt es einen Nettoeffekt bezüglich des
Gründungsklimas von 9,969 Gründungen pro 1.000
Einwohnern. Auf Seite 31 sind es aber nur 9,969 Neu-
gründungen pro 10.000 Einwohnern. Was ist denn nun
die richtige Zahl? Das muss man sich wirklich fragen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU - Zurufe
von der CDU)

Auch die Zahl der Betriebsgründungen im Durch-
schnitt der ersten elf Monate - Dezember war nicht
verfügbar - von 2,23 pro 1.000 Einwohnern kann nur
falsch sein; denn wenn Sie das auf unsere Einwohner
von 2,7 Millionen hochrechnen, dann kommen Sie auf
über 6.000 Neugründungen. Sie sprechen in dem Be-
richt aber nur von 4.422.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

So könnte ich ein Vielfaches an großen Mängeln auf-
zählen. Deshalb die Frage: Welches Vertrauen soll
man in diesen schriftlich niedergelegten Bericht ha-
ben? Auch Sie, Frau Ministerpräsidentin, haben ihn
durch Ihre Ausführungen nicht ein bisschen verbessert.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Ich verspreche Ihnen, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, dass Sie im Jahre 2005 einen hoch qualifizierten
Wirtschaftsbericht bekommen werden, wenn wir als
CDU in diesem Land die Regierungsverantwortung
übernommen haben werden.

(Beifall bei der CDU - Holger Astrup [SPD]:
Das ist in Ordnung!)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Das Wort hat jetzt der Minister für Wirtschaft, Tech-
nologie und Verkehr, Herr Professor Rohwer.

(Zuruf des Abgeordneten Holger Astrup
[SPD])

Dr. Bernd Rohwer, Minister für Wirtschaft, Tech-
nologie und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Re-
gierung hat noch drei Minuten. In der bisherigen De-
batte ging so viel durcheinander, dass ich glaube, dass
doch einiges richtig gestellt werden muss.

(Lachen bei der CDU)

Ich glaube, dass wir das vor allem auch der Wirtschaft
schuldig sind.

Herr Kayenburg, das, was Sie gesagt haben, kann man
auch gegenüber unseren Unternehmen so nicht stehen
lassen. Die Befragung durch die IHKs - wenn Sie sie
genau nachgelesen haben -

(Martin Kayenburg [CDU]: Habe ich!)

ergibt, dass 85 % der befragten Unternehmen den
Standort des IHK-Bezirks Kiel insgesamt als gut oder
befriedigend beurteilen. Wie können Sie jetzt sagen,
dass der Standort insgesamt noch mit gerade befriedi-
gend beurteilt wird? Das ist völlig widersprüchlich,
kann man also so nicht stehen lassen.

Sie sagen, die Landesregierung habe kein Konzept. Ich
meine, ich bin es gewohnt, dass Sie unsere Konzepte
nicht lesen. Ich glaube, ich muss unsere Konzepte
nicht alle aufzählen: unser Bahnkonzept, unser Tou-
rismuskonzept, unser Konzept für die Bauwirtschaft,
unser Konzept für die Außenwirtschaft, unser Konzept
für die Konversion, unser Konzept für die maritime
Wirtschaft. Einiges davon liegt bei Ihnen in den
Schränken, nur, Sie lesen das nicht.

Dann frage ich Sie einmal: Wo ist eigentlich die CDU
wirtschaftspolitisch geblieben? - Sie sind abgetaucht,
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Dr. Heiner Garg [FDP])

Ich habe seit zwei Jahren in den Debatten von Ihnen
keine einzige Idee gehört. - Frau Aschmoneit-Lücke,
dass Sie an dieser Stelle klatschen, finde ich nett; al-
lerdings in Ihrer Rede habe ich, bezogen auf Schles-
wig-Holstein, neben allgemeinen Dingen auch nichts
Besonderes gehört. Das würde mich auch einmal in-
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teressieren: Wo ist eigentlich Ihre Idee, Herr Garg,
Frau Aschmoneit-Lücke?

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ich wollte einmal
freundlich zu Ihnen sein!)

- Ja, das ist ja nett. Ich frage Sie das trotzdem - wir
reden doch heute auch ein bisschen über Grundsätze -:
Wo sind die neuen Ideen?

(Zuruf des Abgeordneten Uwe Eichelberg
[CDU])

Was die Bundesebene angeht, haben wir ein paar Ge-
meinsamkeiten, die ich gleich ansprechen möchte.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Da habe ich Recht,
nicht?)

Herr Kayenburg, dann haben Sie noch das Gründer-
land Schleswig-Holstein mies gemacht. Herr Ritzek
hat das eben mit dem Kleinkram ergänzt.

(Lachen bei der CDU)

Das werden wir im Wirtschaftsausschuss noch einmal
genau diskutieren.

(Zuruf des Abgeordneten Manfred Ritzek
[CDU])

Tatsache ist - wenn Sie das nachschlagen, werden Sie
das feststellen -, dass der Saldo der Unternehmen-
sanmeldungen für Schleswig-Holstein eindeutig posi-
tiv ist, dass wir dabei auf Platz 3 liegen und dass die-
ser positive Saldo natürlich ein positives Ergebnis für
den Gründerstandort ist.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

- Herr Garg, jetzt rede ich in Richtung von Herrn Rit-
zek. Über die Zahlen können wir noch reden.

(Lachen bei der CDU)

- Was gibt es da zu lachen? - Sie sollten sich vielleicht
die Zahlen doch noch einmal angucken; sie sind auf
den ersten Seiten des Berichts präzise und zutreffend
dargestellt.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD - Holger
Astrup [SPD]: So weit lesen die in der Regel
auch nur!)

Herr Kayenburg, ich glaube Sie oder die CDU haben
noch ein anderes Problem: Sie sagen - ich habe Sie so
verstanden; vielleicht habe ich Sie falsch verstanden -,
weil die Politik das nicht befördert, versucht die Wirt-
schaft ein gutes Klima in Schleswig-Holstein zu
schaffen. Wenn Sie diesen Satz einmal anders herum
sehen, dann heißt das doch: Die Wirtschaft sieht die-

sen Standort ausgesprochen positiv oder jedenfalls
wesentlich positiver als Sie.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD - Martin
Kayenburg [CDU]: Das heißt, dass Sie die
Wirtschaft allein gelassen haben!)

Vielleicht haben Sie ein anderes Problem. Sie sollten
einmal wieder mehr mit der Wirtschaft reden.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wenn Sie das tun, hören Sie andere Dinge als das, was
Sie hier heute gesagt haben.

Es reicht auch nicht, sich dabei mit der Wirtschaft nur
über Personalfragen zu unterhalten, sondern man muss
dann auch über inhaltliche Fragen reden.

Wie sieht der Beitrag der CDU zum Wirtschafts-
standort Schleswig-Holstein aus? - Bei schwierigen
Infrastrukturprojekten wie dem Flugplatz Kiel-Hol-
tenau tauchen Sie ab, kommen nicht zu einer klaren
Entscheidungsfindung. Bei konkreten Problemlagen
wie dem Lohndumping für die Bauwirtschaft und dem
Handwerk schauen Sie weg und wollen fairen Wett-
bewerb verhindern.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
SPD - Widerspruch bei der CDU)

Was ist dabei Ihr konkreter Beitrag für die mittelstän-
dische Wirtschaft in Schleswig-Holstein?

Frau Aschmoneit-Lücke, ich gebe Ihnen in einem
Punkt ausdrücklich Recht: Wir haben ein Problem auf
Bundesebene und das ist nicht allein ein Problem der
Bundesregierung. Wir haben auch in den Fraktionen
im Bundestag und natürlich auch in den Ländern ein
Problem; wir haben insgesamt ein Problem, in
Deutschland mittelständischen Interessen zum
Durchbruch zu verhelfen. Das ist richtig.

(Beifall bei SPD und FDP und des Abgeord-
neten Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Ich sage Ihnen auch - so selbstkritisch bin ich auch -,
allein die Beschlüsse in der Wirtschaftsministerkonfe-
renz reichen nicht aus. Dort sind sich ja die A- und B-
Länder häufig einig. Aber wir scheitern häufig an
Gesprächen und das ist kein Problem dieser Bundesre-
gierung. Das war ein Problem der früheren Bundesre-
gierung. Wenn Sie ehrlich sind, ist das auch ein Pro-
blem, das in manchen Fraktionen begründet liegt, die
im Bundestag sitzen. Meines Erachtens betrifft das
alle Fraktionen.



Schleswig-Holsteinischer Landtag (15. WP) - 62. Sitzung - Freitag, 17. Mai 2002 4599

(Minister Dr. Bernd Rohwer)

Ich sage: Lassen Sie uns darüber sprechen. Ich mache
auch ein Angebot.

(Zuruf der Abgeordneten Roswitha Strauß
[CDU])

Ich habe in der Wirtschaftsministerkonferenz vorge-
schlagen, dass zunächst die A-Länder, aber möglichst
alle Länder, ein Fünf-Punkte-Paket mit konkreten
vorrangigen Maßnahmen für den Mittelstand erarbei-
ten, und zwar gerade auch aus norddeutscher Sicht
formuliert. Das ist das, was wir im Moment brauchen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall
des Abgeordneten Karl-Martin Hentschel
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn Sie dem Mittelstand wirklich helfen wollen -
dabei nutzen solche Debatten auch nichts -, dann bitte
ich Sie, uns wenigstens an einer Stelle zu unterstützen.
Wir versuchen in Schleswig-Holstein eine Politik der
kurzen Wege zu machen, der direkten Ansprache des
Wirtschaftsministeriums bei Problemen, der schnellen
Förderung, der kompetenten Finanzierungsförderung,
der Unterstützung bei Finanzierungsproblemen. Dabei
spielt auch das eine Rolle, was wir im Rahmen von
Basel II diskutiert haben.

Unterstützen Sie die kleinen und mittleren Unterneh-
men in unserem Land, die nicht wollen, dass wir die-
sen Standort abwerten, sondern die selbst stolz darauf
sind und sagen, wir sind ein guter Standort. - Siehe die
Umfrage der IHKs. Unterstützen Sie und reden Sie
hier nicht dagegen!

(Beifall der Abgeordneten Dr. Ulf von
Hielmcrone [SPD] und Bernd Schröder
[SPD])

Und ich mache Ihnen auch das Angebot: Lassen Sie
uns gemeinsam für bessere Rahmenbedingungen für
den Mittelstand auf Bundesebene kämpfen. Das ist
richtig. Hier - dabei nehme ich mich selbstkritisch
nicht aus - waren wir gemeinsam nicht so gut, wie wir
hätten sein können. Das zu ändern, wird die Aufgabe
für die nächste Legislaturperiode sein. Das hat nichts
mit der Frage zu tun, ob Rot-Grün, Rot-Gelb oder
etwas anderes regiert. Das hat etwas damit zu tun,
dass wir insgesamt im Bundestag mehr Lobby für den
Mittelstand finden und mit einer Stimme sprechen. Ich
glaube, wir sind alle gut beraten, daran weiter zu ar-
beiten.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Nach § 56 Abs. 6 unserer Geschäftsordnung erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Eichelberg das Wort.

Uwe Eichelberg [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eigent-
lich wollte ich heute nicht besonders viel sagen,

(Konrad Nabel [SPD]: Das wäre auch bes-
ser!)

weil Herr Kayenburg auf die Sache sehr umfassend
eingegangen ist. Aber Martin Hentschel, du hast pro-
voziert, und zwar in einer Art und Weise provoziert,
die man nicht hinnehmen kann. Du bist lange genug im
Landtag, um zu wissen, was wir in den letzten Jahren
hier gesagt haben. Dann weißt du ganz genau, dass wir
immer darauf hingewiesen haben, dass wir auch dafür
sind, die neuen Technologien zu fördern, aber eben
unter dem Aspekt, dass wir unsere traditionelle Indu-
strie - ich habe immer gesagt, unsere Brot- und Butter-
Industrie - im Auge behalten und trotzdem die Zukunft
gestalten. Sie haben das aber einseitig in eine Richtung
betrieben und wir haben schon letztes Jahr warnend
gesagt, dass diese Einseitigkeit auch ein falscher Weg
sein kann. Genau das ist eingetreten.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Wo sind denn heute die ISIONs, die Baslers und die
micrologicas? - Die haben nicht nur nie Steuern ge-
zahlt, die haben noch nie Gewinne gemacht und das
Geld ist weg. Das kann zwar immer passieren, wenn
man ein Risiko eingeht, aber diese Entwicklung bahnte
sich schon an. Spätestens als wir in Boston waren,
Herr Minister, hätte jeder wissen können, dass diese
Blasen mit 4.000 % Verzinsung in drei Jahren in die-
ser Branche irgendwann einmal platzen würde. So
müssen wir auch bei der Biotechnologie ganz vor-
sichtig sein und die Realitäten im Auge behalten.

Meine Damen und Herren, es liegt nicht daran, dass
wir in den Wirtschaftsberichten zu wenig Visionen
dargestellt bekämen, sondern es ist so, dass wir man-
chmal die Bodenhaftung vermissen. Aber man kann
natürlich auch sagen, wer nie Visionen hat, kann auch
nicht weitergehen. Wir haben immer gesagt, lasst uns
einen vernünftigen Mittelweg gehen. Das wäre ver-
nünftig und das ist auch vernünftig.

(Holger Astrup [SPD]: Was ist mit der Hal-
tung der CDU zu Kiel-Holtenau? Die habe
ich bis heute nicht gehört!)

- Wenn ihr etwas auf den Tisch legt, was nicht durch-
finanziert ist, wie sollen wir dann zustimmen? Wir
brauchen ein Gesamtkonzept!

(Beifall bei der CDU)
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Glaubt doch nicht, dass Herr Gansel etwas dazuzahlen
kann. Das ist doch eine faule Pflaume.

(Zuruf des Abgeordneten Holger Astrup
[SPD])

Wir haben eine Meinung. Aber erst einmal muss ein
vernünftiges Konzept auf dem Tisch liegen. Das liegt
nicht auf dem Tisch.

(Holger Astrup [SPD]: Dann stimmt doch
zu!)

- Du kannst dich zur Wort melden!

Das Hauptproblem im Land ist - das hat Frau
Aschmoneit-Lücke deutlich gemacht -: In den letzten
zehn Jahren rot-grüner Wirtschaftspolitik ist die Sche-
re im Wirtschaftswachstum negativ zulasten Schles-
wig-Holsteins aufgegangen. Das Wachstum Schles-
wig-Holsteins ist 25 % geringer als in den anderen
westlichen Bundesländern gewesen. Wir stehen also
nicht in Blüte. Wir gehen immer weiter in den negati-
ven Bereich. Das kann nicht die Zukunft sein, die wir
in Schleswig-Holstein wollen.

Spätestens jetzt müssen wir erkennen, dass wir etwas
falsch gemacht haben. Deshalb appellieren wir, genau
und exakt zu sein. Das beste Beispiel ist Folgendes.
Wenn man erkannt hat, dass Gesundheit und Wirt-
schaft ein wichtiger Zweig ist, aber so jämmerlich an
diesen Bereich herangeht, wie wir herangegangen sind,
nicht einmal eine Mark in die Hand nimmt und für eine
vernünftige Werbekampagne ausgibt,

(Beifall bei CDU und FDP)

dann weiß doch keiner, was wir im Land vorhaben.
Das müssen wir ganz anders anpacken.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Nach § 56 Abs. 4 der Geschäftsordnung erteile ich
dem Herrn Oppositionsführer das Wort.

(Holger Astrup [SPD]: Nun doch mal Hol-
tenau! Mal sehen, ob Sie dazu etwas wissen!)

Martin Kayenburg [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu Hol-
tenau - um nicht wieder einen Zwischenruf zu bekom-
men - schauen Sie in unser Wahlprogramm zur letzten
Landtagswahl!

(Holger Astrup [SPD]: Habe ich ja!)

Da werden Sie unsere Position finden.

Herr Minister, Sie haben richtig gehört, aber natürlich
- wie immer - falsch interpretiert. Wir haben kritisiert,

dass Sie die Wirtschaft allein gelassen haben. Deswe-
gen nimmt die Wirtschaft die Standortförderung selbst
in die Hand. Von Ihnen kommt nichts. Das ist unser
Problem.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wenn Sie sich die Presseerklärung der Kammer zu der
Umfrage anschauen, stellen Sie fest, dass dort steht:

„Bei den regionalen Rahmenbedingungen
überwiegt die Anzahl negativer Anworten
eindeutig die positiven Urteile."

Ich weiß überhaupt nicht, wie Sie dazu kommen, dar-
aus etwas Positives zu lesen.

Wenn Sie sich die Presseberichte der letzten Wochen
und Monate anschauen, stellen Sie fest, dass man die
Konjunkturflaute und die kritische Situation bei den
Unternehmen allenthalben feststellen kann.

Ich will Ihnen auch noch vorhalten, was der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Industrie- und Handels-
kammertages zu dem Urteil „gerade einmal befriedi-
gend“ gesagt hat. Er hat gesagt, dass das nicht aus-
reicht. Selbst Frankfurt/Main als regionaler Standort-
primus ist kein Einserkandidat. Wenn es nicht gelingt,
den Standort Schleswig-Holstein nach vorn zu brin-
gen, werden wir von der Weltkonjunktur abgekoppelt.
Hier ist Ihre Aufgabe zu sehen, nicht darin, zu versu-
chen, eine Regierungspolitik zu verteidigen, die ins
Leere geht. Wie kommen wir eigentlich dazu, die Re-
gierung zu unterstützen? Wir unterstützen die Wirt-
schaft hier im Land.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen, dass die Wirtschaft floriert.

Wenn Sie das Gutachten der Kammer richtig gelesen
hätten, hätten Sie festgestellt, dass Kiel schlecht be-
urteilt wird, was die kommunalen Steuern, die Abga-
ben, die Gebühren und die Leistungsfähigkeit der
kommunalen Behörden angeht. Es wird lediglich gut
beurteilt, was den Kontakt zu Kunden und Partnern
angeht. Bei der Verkehrsinfrastruktur gab es die No-
te 4. Ich frage mich, wo Sie bei den durch die Regie-
rung zu beeinflussenden Faktoren etwas Positives
herauslesen wollen. Von der Regierung ist nichts pas-
siert. Das ist Ihr Problem.

(Beifall bei der CDU)

Abschließend zum Technologietransfer, auf den Sie
sich so viel einbilden! Da hat Kiel immerhin noch die
Note befriedigend. Für Lübeck ist eine fünf festzu-
stellen. Wenn das mangelhaft ist, frage ich mich: Was
haben Sie eigentlich dazu getan, diesen Technologie-
transfer überhaupt zu befördern?
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Zu dem Vorwurf, wir seien wirtschaftspolitisch abge-
taucht! - Sie sind doch an der Regierung. Sie machen
doch hier im Land Wirtschaftspolitik. Wenn wir kon-
struktive Vorschläge gemacht haben, sind sie von
Ihnen abgelehnt worden.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich erinnere an die Debatte von vorgestern, an Ba-
sel II. Wer hat diese Offensive abgeschmettert? - Doch
die Regierungskoalition. Wer hat denn damals den
Antrag auf den sechsstreifigen Ausbau der A 7 abge-
schmettert, um jetzt endlich von Ihnen übernommen zu
werden? - Die Regierungskoalition! Alle Offensiven,
die von uns gemacht worden sind, sind zunächst ein-
mal abgelehnt worden. Und dann stellen Sie sich hier
hin und sagen, von uns kämen keine Konzepte. Das
halte ich, gelinde gesagt, für eine Frechheit.

(Beifall bei CDU und FDP - Glocke der Prä-
sidentin)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Herr Abgeordneter, kommen Sie zum Schluss.

Martin Kayenburg [CDU]:

Ich komme zum Schluss. Aber es kann einen wirklich
aufregen.

Ich halte es für genauso unglaublich, wieder Vorwürfe
in Richtung der Wirtschaft zu machen. Sie haben doch
hier im Land die Investitionsquote heruntergefahren.

(Beifall bei der CDU)

Sie sind diejenigen, die dem Handwerk keine Aufträge
geben.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie mit der Wirtschaftspolitik nicht auf die Füße
kommen, werden Sie spätestens 2005 die Quittung
vom Wähler bekommen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe damit die Beratung. Es ist beantragt worden,
den Bericht der Landesregierung dem Wirtschaftsaus-
schuss zu überweisen. Ich schlage vor, zur abschlie-
ßenden Beratung. Wer so beschließen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Dies ist einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren, inzwischen ist recherchiert
worden, woran die Geruchsbelästigung lag. Es ist ein
Lüftungsrohr im Schleswig-Holstein-Saal nicht ge-
schlossen gewesen. Jetzt ist es geschlossen. Ich weiß

aber nicht, ob die Situation besser ist. Ich schlage vor,
die Sitzung für fünf Minuten zu unterbrechen, um den
Fraktionen Gelegenheit zu geben, sich darauf zu eini-
gen, wie wir weiter verfahren wollen. Sind Sie damit
einverstanden?

(Zurufe: Weitermachen!)

- Ich bitte um Vorschläge seitens der Fraktionen.

(Zurufe: Weitermachen!)

- Ich möchte eine klare Aussage der Fraktionen. Ich
allein kann es nicht entscheiden. - Herr Abgeordneter
Dr. Garg und dann Herr Abgeordneter Astrup.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Für die FDP-Fraktion beantrage ich, die Sitzung un-
unterbrochen weiterzuführen.

(Thorsten Geißler [CDU]: Frau Präsidentin,
wir sind dicke Luft gewohnt!)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr Abge-
ordnete Astrup.

Holger Astrup [SPD]:

Frau Präsidentin! Ich teile die Auffassung des Kolle-
gen Garg, zumal es auf unserer Seite nicht so stark
riecht.

(Heiterkeit - Martin Kayenburg [CDU]: Wer
an der Tür sitzt, ist auch schneller draußen!)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Dann tagen wir weiter.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 auf:

Entwicklungszusammenarbeit und interkulturelle
Verständigung

Landtagsbeschluss vom 23. Januar 2002
Drucksache 15/1505

Bericht der Landesregierung
Drucksache 15/1802

Das Wort erteile ich dem Minister für Umwelt, Natur,
und Forsten, Herrn Müller.

Klaus Müller, Minister für Umwelt, Natur und For-
sten:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Lassen Sie sich beim Rausgehen nicht
stören. - Der vorliegende Bericht zur Entwicklungszu-
sammenarbeit und interkulturellen Verständigung
macht deutlich, dass beide Bereiche unabdingbar mit-
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einander verknüpft sind. Er zeigt, dass diese Bereiche
in einem globalen, zukunftsfähigen Gefüge einen ho-
hen Stellenwert haben, und er zeigt, welch breites
Spektrum unterschiedlicher entwicklungspolitischer
und interkultureller Aktivitäten die verschiedenen
Einrichtungen des Landes umsetzen. Deutlich wird
auch: Die Eine-Welt-Politik ist Querschnittsaufgabe
aller Ressorts. Dabei stützt sich die Landesregierung
auf die Kompetenz und das Engagement vieler ehren-
amtlich Tätiger in Vereinen, Verbänden und auf die
fachliche Kompetenz vieler Institutionen einschließlich
der Kirche.

Der vorliegende Bericht ist bedeutsam vor dem Hin-
tergrund aktueller politischer Ereignisse. Zum einen
nenne ich den bevorstehen Weltgipfel für nachhaltige
Entwicklung in Johannesburg. Er hat einen entwick-
lungspolitischen Schwerpunkt und weist nach Rio
1992 erneut auf die notwendige Verknüpfung von
Umwelt- und Entwicklungsinteressen hin. Zum ande-
ren nenne ich die nicht endenden Terroranschläge, für
die der 11. September letzten Jahres exemplarisch
steht und deren Spuren teilweise bis nach Deutschland
zurückzuverfolgen sind.

Nachhaltige, zukunftsfähige Entwicklung hört nicht an
unseren Landesgrenzen auf. Wir müssen immer auch
Lebenssituationen und Aspekte der Menschen in den
Entwicklungsländern einbeziehen. Ein Beitrag zur
Entwicklung der Länder des Südens ist ein Beitrag
zum Frieden.

In einer immer näher zusammenrückenden Welt trägt
auch das Land Schleswig-Holstein entwicklungspoliti-
sche Verantwortung. Insofern betont der Bereich die
Bedeutung regionaler Eine-Welt-Politik als Friedens-
beitrag und als Beitrag zur Vermittlung interkultureller
Kompetenz.

Wer meint, die Bundesregierung allein habe die ent-
wicklungspolitische Zuständigkeit, möge sich verge-
genwärtigen, dass schon vor der Konferenz der Ver-
einten Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio
1992 die Länder ihre Verpflichtung gesehen haben,
einen Beitrag zur Entwicklungszusammenarbeit zu
leisten.

Die Ministerpräsidentin und die Ministerpräsidenten
der Länder haben sich seit 1988 und zuletzt in einem
Beschluss vom 9. Juli 1998 zu ihrer Verantwortung
für Entwicklungszusammenarbeit im Ausland und für
entwicklungspolitische Zusammenarbeit im Inland
bekannt. Das Umweltministerium ist dabei, Konzepte
für eine moderne Eine-Welt-Politik zu entwickeln.
Dabei müssen wir von den sehr begrenzten Ressour-
cen, die wir haben, ausgehen. Die entwicklungspoliti-
schen und interkulturellen Aktivitäten in unserem Land

fügen sich in die Schwerpunkte der Bundesregierung
ein.

Ich nenne in diesem Zusammenhang erstens die natio-
nale Nachhaltigkeitsstrategie und unsere Landesnach-
haltigkeitsstrategie. In den Zukunftsfeldern der Nach-
haltigkeitsstrategie hat das Thema „Eine Welt“ die
Chance, Querschnittsthema zu sein, da die Zielsetzun-
gen der Eine-Welt-Politik eng mit dem Nachhaltig-
keitsgedanken verknüpft sind.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich nenne zweitens die entwicklungspolitische Infor-
mations- und Bildungsarbeit. Ich verweise auf den
Beschluss des Deutschen Bundestages „Bildung für
nachhaltige Entwicklung“ vom Juni 2000. Darin wer-
den Umweltbildung und entwicklungspolitische
Bildung als die beiden Hauptsäulen für die Durchset-
zung einer nachhaltigen Entwicklung genannt.

Der Schwerpunkt unserer Eine-Welt-Politik soll auf
entwicklungspolitische Bildungsarbeit in Schleswig-
Holstein liegen und weniger auf ambitionierten Unter-
stützungsprojekten in Entwicklungsländern. Diese
Bildungsarbeit soll und muss jedoch durchaus in Ver-
bindung mit den Selbsthilfeprojekten im Süden ste-
hen, um nicht an Glaubwürdigkeit zu verlieren. Das
Zukunftsfeld „Bildung für nachhaltige Entwicklung“
der Landesnachhaltigkeitsstrategie verbindet die tradi-
tionellen Felder der Umweltbildung mit globalem Ler-
nen unter Einbeziehung der Friedens- und Menschen-
rechtserziehung und mit interkulturellem Lernen.

Ich nenne drittens das nationale Armutsbekämp-
fungsprogramm zur Halbierung der Armut bis 2015,
zu dessen Umsetzung die Länder mit ihren Aktivitäten
und Projekten beitragen. An dieser Stelle verweise ich
exemplarisch auf das Handlungsfeld der Bundesregie-
rung „Faire Handlungschancen für die Entwicklungs-
länder schaffen“ und auf unser Modellprojekt „Fair
kauft sich besser“. Der faire Handel zeigt Schnitt-
stellen und Verknüpfung von Umwelt und Entwicklung
auf. Er hat über die Landesgrenzen hinaus Beachtung
und Nachahmung gefunden. In vielen Bereichen, unter
anderem in der Wirtschaft, gibt es weitere Möglich-
keiten, Entwicklungszusammenarbeit und eine Welt-
politik in die Handlungsfelder der Landesregierung zu
integrieren. Wir bemühen uns, diese Möglichkeiten
wahrzunehmen und zu realisieren.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Verweis auf
die letzte Sitzung machen, wo wir ambitioniert und
kontrovers über die Zukunft von BingoLotto diskutiert
haben. Es waren interessante Momente, als die FDP
einmal ihr wahres Gesicht gezeigt hat. Ich bin ge-
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spannt, ob das auch in dieser Debatte wieder durch-
scheint.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich möchte gern auf der Tribüne unsere nächste Besu-
chergruppen begrüßen: Besucher des Alexander-von-
Humboldt-Gymnasiums Neumünster und der Straker-
jah-Förderschule Lübeck.

(Beifall)

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Todsen-Reese.

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Ent-
wicklungspolitik steht angesichts des rasanten Globa-
lisierungsprozesses mit seinen zum Teil unüber-
schaubaren Folgen vor wachsenden Herausforderun-
gen und Problemen. Die Einkommensschere zwischen
Industrie- und Entwicklungsländern öffnet sich - allen
Erkenntnissen zum Trotz - immer weiter. Die Un-
gleichverteilung von Eigentum, Einkommen und Le-
benschancen innerhalb der Entwicklungs- und
Schwellenländer spitzt sich mit der Globalisierung
weiter zu. Die sozialen Gegensätze und Spannungen
führen zu immer radikaleren Auseinandersetzungen
und politischer Destabilisierung. Hier findet auch der
Terrorismus seinen Nährboden. Immer mehr Kriege
und Bürgerkriege machen die jahrzehntelange Auf-
bauarbeit zunichte. Die Umweltbelastung und -zer-
störung hat zum Teil flächendeckende, nicht mehr
verantwortbare und selbstzerstörerische Ausmaße
angenommen. Insbesondere die Tropenwälder als Zen-
tren der globalen Biodiversität sind nach wie vor vie-
lerorts akut bedroht. Nach den demographischen Pro-
gnosen kann die Zahl der Menschen in den Entwick-
lungsländern allein in den kommenden zwei Jahr-
zehnten um etwa 2 Milliarden zunehmen.

Mit diesen wenigen Stichworten will ich verdeutlichen,
dass Entwicklungspolitik, Entwicklungszusammenar-
beit und interkulturelle Verständigung zu den zentralen
querschnittsorientierten Aufgabenfeldern gehören.
Ich glaube, dass wir insofern in unserer Meinung weit-
gehend übereinstimmen.

(Beifall bei CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ich sage aber genauso deutlich - vielleicht hört an
dieser Stelle die Gemeinsamkeit auf -: Entwicklungs-
politik ist zuallererst, Herr Minister, eine nationale
und eine internationale Aufgabe.

(Konrad Nabel [SPD]: Sie haben es über-
haupt nicht verstanden!)

- Zuallererst, lieber Kollege Konrad Nabel. Damit
liegt die Entwicklungspolitik in der Verantwortung der
Bundesregierung und des Deutschen Bundestages.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen auf der
linken Seite des Hauses, also etwas Sinnvolles für die
Entwicklungspolitik tun wollen, dann fordern Sie Ihre
rot-grünen Freunde in Berlin auf, dafür zu sorgen, dass
die Bundesregierung unter anderem die von den Indu-
strieländern bereits 1992 in Rio eingegangene Ver-
pflichtung erfüllt, jeweils Finanzmittel in Höhe von
0,7 % des Bruttosozialproduktes der Entwicklungs-
zusammenarbeit zur Verfügung zu stellen.

(Beifall bei CDU und FDP)

In der rot-grünen Koalitionsvereinbarung auf Bundes-
ebene vom Oktober 1998 heißt es noch vollmundig:

„Um dem international vereinbarten 0,7 %-
Ziel näher zu kommen, wird die Koalition den
Abwärtstrend des Entwicklungshaushaltes
umkehren ...“

Doch was ist daraus geworden? Statt zu einer Konso-
lidierung, geschweige denn zu einer Erhöhung, ist es
durch Rot-Grün zu einer Kürzung des deutschen Ent-
wicklungshaushalts seit 1999 um circa 7 % gekom-
men.

(Thorsten Geißler [CDU]: Hört! Hört!)

Der Anteil des Haushaltes des Bundesentwicklungs-
ministeriums am deutschen Bruttosozialprodukt wur-
de damit auf einen Tiefpunkt von 0,23 % zurückge-
führt. Damit ist Deutschland mehr denn je von dem
Ziel der 0,7 % entfernt.

(Beifall bei der FDP)

Heute können Sie es in den Zeitungen nachlesen: Nach
dem Ziel, das jetzt von der Bundesregierung ausgege-
ben worden ist, soll bis 2006 ein Anteil von immerhin
0,33 % erreicht werden. Wir waren aber 1990 schon
einmal bei 0,4 %. Das ist ein Armutszeugnis für rot-
grüne Entwicklungspolitik.

Der Limburger Bischof Kamphaus hat es gegenüber
Bundeskanzler Schröder klar formuliert:

„Heute müssen wir feststellen, dass der wirt-
schaftliche Riese Deutschland mit seinen
Ausgaben für Entwicklungshilfe, bezogen auf
das Bruttosozialprodukt in Europa, weit am
Ende steht.“

(Beifall bei CDU und FDP)
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Vor diesem Hintergrund kann ich verstehen, dass Sie
von Rot-Grün heute mit diesem Bericht versuchen, bei
Ihren Wählerinnen und Wählern noch zu retten, was
zu retten ist. Der vorgelegte Bericht ist eine interes-
sante Zusammenstellung und macht deutlich, welche
vielfältigen entwicklungspolitischen Initiativen es in
Schleswig-Holstein gibt. Dafür möchte ich den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern ausdrücklich danken.
Diese Initiativen werden aber zum Beispiel von der
Kirche, von dem Bündnis entwicklungspolitischer
Initiativen, von Kommunen, von Schulen und von
Wirtschaftsunternehmen getragen. Ihnen gehören der
eigentliche Respekt und die Anerkennung; sie widmen
sich seit Jahrzehnten dieser Aufgabe. Deshalb sollte
sich die Regierung durch diesen Bericht nicht mit
fremden Federn schmücken.

(Beifall bei CDU und FDP)

Auch wenn die Aufgabe in erster Linie zur Bundespo-
litik gehört, teile ich im Sinne ganzheitlichen Denkens
die Auffassung, dass auch wir in den Bundesländern
dafür eine Verantwortung haben.

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber Sie von der Regierung und Sie von Rot-Grün
sollten nicht mit einer Überbetonung dieses Themas
von den eigentlichen Landesaufgaben und der eigentli-
chen Verantwortung ablenken. Frau Ministerpräsiden-
tin, auch wenn ich Ihr Engagement für internationale
Hilfsorganisationen für Frauen und Kinder schätze,
drängt sich mir, wenn ich auf Seite 15 des vorgelegten
Berichts lese: „Die Ministerpräsidentin wirkt mit an
der Verbesserung des Weltgesundheitswesens.“, spon-
tan die Frage auf: Wäre es nicht wirkungsvoller, wenn
Sie alle Ihre Kräfte zunächst mit Priorität auf die Ge-
sundung unseres Landeshaushaltes lenken würden?

(Beifall bei CDU und FDP - Lachen bei der
SPD)

Dann könnten wir vielleicht eines Tages die vielfälti-
gen entwicklungspolitischen Initiativen sinnvoller und
weniger nach dem Gießkannen- und dem Klientelprin-
zip unterstützen.

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Frau Abgeordnete, bitte kommen Sie zum Schluss.

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]:

Ich komme zum Schluss.

Wissend um die schwierige Gratwanderung zwischen
Verantwortung und Wünschen und dem, was machbar
ist, sage ich ganz deutlich: Wenn wir mit unserem
Landeshaushalt in Schleswig-Holstein kein Geld für

unsere Pflichtaufgaben haben - ich denke an zusätzli-
che Stellen bei der Polizei und in den Schulen -, dann
müssen wir überlegen, wie das wenige Geld eingesetzt
werden kann und was wir uns als Kür noch leisten
können. Ich denke, darüber sollten wir im Ausschuss
intensiv miteinander debattieren und ringen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich erteile Frau Abgeordneter Redmann das Wort.

Sandra Redmann [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Todsen-Reese, ich gehe gleich noch auf Ihren
Redebeitrag ein. Lassen Sie mich zunächst der Lan-
desregierung für den vorliegenden Bericht zur Ent-
wicklungszusammenarbeit und interkulturellen Ver-
ständigung danken. Der Bericht bietet einen guten und
detaillierten Überblick über die zahlreichen Initiativen
im Land Schleswig-Holstein. Da ich Landtagsabge-
ordnete und nicht Bundestagsabgeordnete bin, werde
ich mich auch darauf beziehen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Herr Minister Müller hat dies in seinem Vortrag lan-
desweit deutlich dargestellt. Frau Todsen-Reese, es
steht außer Frage, dass die Bereiche Entwicklungszu-
sammenarbeit und interkulturelle Verständigung an
Bedeutung gewinnen werden und müssen.

(Frauke Tengler [CDU]: Das hat sie auch ge-
sagt!)

Die Rahmenumstände sind maßgeblich durch eine
fortschreitende wirtschaftliche Globalisierung ge-
prägt. In diesem Prozess gibt es derzeit wenige Ge-
winner und sehr viele Verlierer. Ich denke, wir sind
gut beraten, die wirtschaftlichen Folgen der Globali-
sierung politisch intensiver zu begleiten und zu steuern
als bisher.

(Zuruf der Abgeordneten Herlich Marie Tod-
sen-Reese [CDU])

- Frau Todsen-Reese, ich habe Ihnen sehr aufmerksam
zugehört und bitte auch Sie darum. Dies sollte regional
und vor allem rechtzeitig geschehen. Entwicklungspo-
litische und interkulturelle Aktivitäten sind Bausteine
einer verantwortungsbewussten Politik. Verantwor-
tungsbewusste Politik ist immer auch zukunftsgerich-
tete Politik. Die derzeitigen Verlierer der Globalisie-
rung sind die Entwicklungsländer, da auf deren Rük-
ken der Wohlstand der „reichen Länder“ ausgebaut
wird. Die Folgen: Über drei Milliarden Menschen,
also mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung, leben
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heute von weniger als 2 US $ am Tag. Viele Länder
sind nicht zuletzt wegen ihrer extrem ungleichen Ein-
kommensverteilung noch weit von politischer Stabilität
und Demokratie entfernt. Die Früchte der Globalisie-
rung gerechter zu verteilen, ist sicherlich ein Gebot
von Moral und Menschlichkeit. Wir sind in allen Be-
reichen aufgefordert, politisch zu reagieren. Frau Tod-
sen-Reese, ich habe sehr bedauert, was Sie eben ge-
sagt haben. Das heißt national, regional und auch lo-
kal.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Der Bericht stellt deutlich und eindrucksvoll dar, dass
sich die Landesregierung dieser Verantwortung be-
wusst ist. In eigener Initiative und durch Kooperation
und Unterstützung von Vereinen und Verbänden leistet
sie ihren Beitrag, wie es eben vom Umweltminister
dargestellt wurde. Ich erwähne noch einmal die Nach-
haltigkeitsstrategie des Landes, in der die Eine-Welt-
Politik ein Bestandteil sein wird, und zwar integriert
in die Bildung für nachhaltige Entwicklung, die die
Umweltbildung mit globalem und interkulturellem
Lernen verbindet. Ich zitiere aus dem Bericht:

„Gemäß der Agenda 21 ist Bildung eine un-
erlässliche Voraussetzung für die Förderung
einer nachhaltigen Entwicklung und die Ver-
besserung der Fähigkeit der Menschen, sich
mit den Umwelt- und Entwicklungsfragen
auseinander zu setzen.“

Gerade in Zeiten, in denen Umwelt- und Entwick-
lungsfragen nicht die größte öffentliche Aufmerksam-
keit genießen, dürfen wir als Landespolitiker in unse-
ren Bemühungen nicht nachlassen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und des Abgeordneten Joachim
Behm [FDP])

Die SPD-Fraktion hat durchgesetzt, dass durch Bin-
goLotto nicht nur Umweltprojekte, sondern auch Ent-
wicklungsprojekte gefördert werden können.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Ebenso haben wir uns für die eindeutigere Abstim-
mung in den Bereichen Agenda 21 und Entwicklung
in der zuständigen Richtlinie ausgesprochen. Kampa-
gnen wie „Fair kauft sich besser“, Aktionen wie „faire
Schultüten“ oder auch Partnerschaften mit Schulen in
Entwicklungsländern sind nur einige Beispiele von
Initiativen in unserem Land, die große Unterstützung
verdienen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Dank gilt den vielen ehrenamtlich Tätigen, den Ver-
bänden und Vereinen und den Schulen, die nicht müde
werden, dieses Thema voranzubringen. Sie engagieren
sich mit viel Einsatz und Kreativität. Ich stelle zum
Schluss fest: Die Landesnachhaltigkeitsstrategie ist
mit ihren auch hier erwähnten Schwerpunkten Quer-
schnittsaufgabe. Sonst macht sie keinen Sinn. Ich be-
tone das ausdrücklich. Sie betrifft alle Ministerien und
ist nicht, wie manches Mal irrtümlich angenommen,
lediglich nur in der Verantwortung des Umweltmini-
steriums anzusiedeln. Es darf sich jeder angesprochen
fühlen, der dies möchte. Die SPD-Fraktion wird diese
Prozesse konstruktiv und kritisch begleiten. Wir bean-
tragen die Überweisung des Berichtes an den Umwelt-
und den Bildungsausschuss, wobei die Federführung
beim Umweltausschuss liegen sollte.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich erteile Frau Abgeordneter Dr. Happach-Kasan das
Wort.

Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Entwicklungszusammenarbeit hat für die FDP
einen festen Platz im Aufgabenkanon der Bundespoli-
tik. Walter Scheel, der erste deutsche Minister für
Entwicklungszusammenarbeit, definierte als Ziel sei-
nes Ministeriums: Es gilt die gemeinsame Zukunft
aller Menschen zu sichern. - Dem fühlen wir uns als
Liberale weiterhin verpflichtet.

(Beifall der Abgeordneten Joachim Behm
[FDP] und Herlich Marie Todsen-Reese
[CDU])

Zuständig für diese Aufgabe ist die Bundesregierung.
2001 hat Deutschland 0,27 % des Bruttoinlandpro-
dukts für diese Aufgabe ausgegeben. 1990 waren es
0,4 %. Kollegin Todsen-Reese hat es gesagt. Zum
Vergleich: Dänemark hat 1,1 % aufgewendet. Die
erkennbar bestehenden Defizite im Handeln der Bun-
desregierung kann Schleswig-Holstein nicht auffan-
gen. Der Bericht stellt das Wirken der Landesregie-
rung dar. Die Darstellung ist notwendigerweise un-
vollständig, da Informationen zur Förderung von Pro-
jekten durch das BingoLotto fehlen. Dadurch entsteht
ein falsches Bild, denn fast zwei Drittel der Mittel, die
in Schleswig-Holstein unter der Überschrift Entwick-
lungszusammenarbeit ausgegeben werden, stammen
aus den Erträgen von BingoLotto. Frau Redmann hat
dies angesprochen. Insgesamt bestätigt der Bericht
aber den Eindruck, dass die Landesregierung eher die
ureigensten Aufgaben des Landes vernachlässigt, als
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die Ausgaben für rot-grüne Spielwiesen einzuschrän-
ken.

(Beifall der Abgeordneten Herlich Marie
Todsen-Reese [CDU])

Frau Kollegin Redmann, ich bedauere es ein wenig,
dass Sie den Bericht nicht mit ein bisschen mehr Kri-
tikfähigkeit gelesen haben. Darin gibt es einiges, was
auch aus sozialdemokratischer Sicht kritikwürdig
wäre.

(Beifall bei FDP und CDU)

Der Umweltminister hat in der letzten Plenartagung
dargelegt:

„Entwicklungszusammenarbeit bedeutet, das
Verständnis, das Bewusstsein in den indu-
strialisierten Ländern Europas, in Deutsch-
land und in Schleswig-Holstein zu verän-
dern.“

Also Bewusstseinsbildung, statt die Zukunft der Men-
schen in der einen Welt zu sichern. Das ist für uns
keine Entwicklungspolitik. Wenn es um die Wasser-
wirtschaft in Schleswig-Holstein geht, beschwört Ra-
inder Steenblock das globale Denken. Bei der Ent-
wicklungszusammenarbeit, unter der die Bundesregie-
rung die Armutsminderung und die Bekämpfung von
Aids versteht, will der Umweltminister des Landes
Bewusstseinsbildung in Schleswig-Holstein betreiben.
Verkehrte Welt, kann ich dazu nur sagen.

(Beifall bei FDP und CDU- Zuruf der Abge-
ordneten Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Warum wohl? Frau Kollegin Fröhlich, das will ich
Ihnen gern erklären. Man muss sich nur einmal die
Förderung angucken: Im Jahr 2000 wurden zwölf
Inlandsprojekte mit einem Volumen von 311.000 DM
gefördert und acht Auslandsprojekte in Höhe von
89.000 DM. Im gleichen Zeitraum wurden aus den
Erträgen von BingoLotto weitere 400.000 DM unter
der Überschrift Entwicklungszusammenarbeit für
Projekte in Schleswig-Holstein bewilligt und 265.000
DM für Projekte in den Entwicklungsländern.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

- Ich weiß nicht, warum Sie hier klatschen. Zu den
Inlandsprojekten gehören Eine-Welt-Läden, ein
Agenda-Café, betrieben von der Heinrich-Böll-
Stiftung, die Verteilerinneninitiative für fair gehan-
delte Bananen oder aufwendige Zeitungen, die nie-
mand liest. Diese Projekte tragen eine grüne Hand-
schrift und ohne Staatskohle läuft in diesem Sektor
nichts. Das ist der Grund für die eigenwillige grüne

Definition von Entwicklungszusammenarbeit. Ich habe
es in diesem Hause schon einmal gesagt: Es gehört
nichts weiter dazu als grüne Klientelpolitik. Ich sage
Ihnen deutlich: Das ist Etikettenschwindel. Niemand
im Land versteht unter Entwicklungszusammenarbeit
die Umsetzung der lokalen Agenda 21 in Husum oder
Lübeck. Das fällt eher unter die Rubrik „eine Hand
wäscht die andere“. In 2001 hat sich diese Tendenz
verstärkt. In 2000 wurden unter der Federführung der
Ministerpräsidentin 75 % der Mittel für Inlandspro-
jekte aufgewendet. 2001 waren es unter der Federfüh-
rung des Umweltministers über 85 %. Es wird deut-
lich: Je schlechter die Wahlaussichten der Grünen,
umso mehr muss die Klientel durch entsprechende
Projektförderung bei der Stange gehalten werden.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Peinlich!)

Sie müssen sich ruhig einmal Wahrheiten anhören, das
gehört zum Geschäft. Dieser rot-grüne Etiketten-
schwindel ist deshalb schlimm und ein Beitrag zur
Politikverdrossenheit, weil die Gefahr besteht, dass die
echten Initiativen im Land, die sich wirklich für die
Entwicklungszusammenarbeit einsetzen und das Ziel
verfolgen, die Zukunft aller Menschen zu sichern, mit
diesen Projekten der Pseudozusammenarbeit in einen
Topf geworfen werden.

(Konrad Nabel [SPD]: Von dem verstehen
Sie überhaupt nichts!)

- Hören Sie doch einmal, was andere sagen! Nehmen
Sie das doch einmal auf!

(Beifall bei FDP und CDU)

Es gibt gerade von Kirchengemeinden, von Schulen,
von Kommunen gute Projekte, die im Bereich von
Schulbildung in Afghanistan, Wasserversorgung in
Kenia, Bau einer Krankenambulanz in Uganda eine
wichtige Arbeit im Sinne der Entwicklungszusammen-
arbeit leisten. Diese Projekte sind finanziell benach-
teiligt und - wie die Erklärung des Umweltministers
beweist - politisch nicht gewollt. Ihre Förderung ist in
erster Linie Aufgabe der Bundesregierung und nur in
begrenztem Umfang kann das Land solche aus
Schleswig-Holstein initiierten Projekte fördern. Wir
als FDP stehen dazu. Aber wenn Entwicklungszu-
sammenarbeit gewollt ist, dann muss hier der Schwer-
punkt liegen und nicht bei Agenda 21-Projekten in
Husum.

Es gibt einen Bereich - den möchte ich kurz anspre-
chen -, der auch nach Auffassung der FDP zu den
wichtigen Aufgaben einer spezifisch schleswig-
holsteinischen Entwicklungszusammenarbeit gehört,
und das ist die Zusammenarbeit mit dem Kaliningrader
Gebiet. Die Initiativen dazu begrüßen wir. Wir haben
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im Haushalt selbst entsprechende Anträge gestellt. Wir
sind der Auffassung, dass Schleswig-Holstein auf-
grund seiner Kompetenz im Bereich der Ostseezu-
sammenarbeit, aufgrund der Geschichte prädestiniert
dafür ist, eine solche Zusammenarbeit aufzubauen und
voranzutreiben.

(Beifall bei der FDP - Glocke der Präsiden-
tin)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Frau Abgeordnete, bitte kommen Sie zum Schluss.

Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]:

Ich komme zum Schluss.

Der Bericht der Landesregierung zeigt, dass das Um-
weltministerium die Koordinierung der Entwicklungs-
zusammenarbeit noch stärker zur Klientelförderung
missbraucht, als dies vorher die Ministerpräsidentin
getan hat, und damit der Sache schadet. Die Wahr-
nehmung der Aufgaben durch die Staatskanzlei war
eindeutig das kleinere Übel.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ihre Reden schicken wir allen
Projekten, die bisher gefördert worden sind!)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Fröhlich.

Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Dem weltweit immer weiter voranschreiten-
den Sozialabbau sowie einer deutlich werdenden Ent-
solidarisierung und Individualisierung in unserer Ge-
sellschaft setzen wir eine soziale Politik und eine Poli-
tik des „global Denken - lokal Handeln“ entgegen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD - Zurufe der Abgeordneten Wolf-
gang Kubicki [FDP] und Thorsten Geißler
[CDU])

Gleichzeitig wächst die Welt immer weiter zusammen.
Dieser Prozess wird einerseits durch die fortschreiten-
de Technik, andererseits aber auch durch die verscho-
benen und veränderten politischen Koordinaten in der
Welt beeinflusst. Das Land Schleswig-Holstein trägt
diesem Prozess als ein hoch entwickeltes Land und ein
Land, das sich Eine-Welt-Politik und nachhaltige
Entwicklung als gewichtige Aufgabe vorgenommen
hat, Rechnung.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Selbstbedienung
ohne Ende!)

Frau Happach-Kasan, Entwicklungszusammenarbeit
beginnt vor der Haustür. Nur wenn wir die Auswüchse
unseres industrialisierten Handelns für die Entwick-
lungsländer und Schwellenländer wirklich begreifen
und dem die Konsequenz einer solidarischen und
nachhaltigen Politik entgegensetzen, werden wir unse-
rer Verantwortung, die sich aus dem Agenda 21-
Prozess ergibt, auch gerecht.

Der Bundespräsident Johannes Rau hat in seiner jüng-
sten Berliner Rede am Montag dieser Woche auf die
Bedeutung der ständig wachsenden Vernetzung der
Welt, auf die Chancen und Gefahren, die sich daraus
ergeben können, hingewiesen. Bundeskanzler Schrö-
der hat gestern im Bundestag eine Regierungserklä-
rung zum Nachhaltigkeitskonzept als Leitkonzept der
rot-grünen Regierung abgegeben.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nichts als Sprech-
blasen!)

Heute hat der Bundestag endlich auch dieses kleine
Schrittchen in die richtige Richtung beschlossen -
jedenfalls im Maßstab der weltweiten Entwicklung ein
kleines Schrittchen, im Maßstab des Bundestages ein
Riesenschritt und eine lange erwartete Aktion -, Tier-
schutz ins Grundgesetz aufzunehmen. Wir haben es
gerade beschlossen.

(Beifall der Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Sandra Redmann [SPD])

Ich freue mich sehr darüber. Wir beide gemeinsam -
Frau Redmann und ich - hatten das in unseren Koaliti-
onsvertrag aufgenommen - auch an dieser Stelle Ver-
antwortung des Landes, wenn der Bund sie an dieser
Stelle bisher nicht wahrnehmen konnte. Wir können
nun davon absehen, den Tierschutz in unserer eigenen
Landesverfassung zu verankern, weil es im Grundge-
setz an der richtigen Stelle sitzt. Genau da müssen
Tiere geschützt und verteidigt werden. Wie gesagt, ein
Schrittchen in die richtige Richtung.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Wozu reden Sie ei-
gentlich gerade?)

- Wenn Sie zuhören, werden Sie es gleich herausfin-
den. - Eine starke gesellschaftliche Bewegung, die
zurzeit von Frankreich ausgehend in den Staaten der
EU und auch in der Bundesrepublik auf große Zu-
wächse stolz sein kann, ist Attac - aus dem Französi-
schen auf Deutsch übersetzt -, ein Zusammenschluss
zur Besteuerung der Finanztransaktionen zur Hilfe der
Bürger. Attac hat als Grundkonsens folgende Ziele
formuliert: gegen eine Globalisierung, die primär an
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den Gewinninteressen der Vermögenden und Konzerne
orientiert ist, für eine Globalisierung von sozialer
Gerechtigkeit, wirtschaftlichen und sozialen Men-
schenrechten, für Demokratie und umweltgerechtes
Handeln. Kurz, sie warnen: Die Welt ist keine Ware.

Der Bundespräsident findet dazu in seiner bereits er-
wähnten Berliner Rede folgende Worte: Vernünftige
Kritiker und vernünftige Befürworter der Globalisie-
rung stehen einander nicht unversöhnlich gegenüber;
Kritik ist immer auch eine Art Frühwarnsystem, das
Politik und Wirtschaft nicht ignorieren sollten.

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Insofern können wir durchaus in der „Bundesliga“
mitspielen, wenn es um Entwicklungszusammenarbeit
und interkulturelle Verständigung geht. Der Bericht
des Umweltministeriums macht aus meiner Sicht be-
eindruckend deutlich, welche Fülle an Aktivitäten und
Partnerschaften mit Projekten in Ländern des Südens -
wie es durchgängig heißt - es in Schleswig-Holstein
gibt. Wohlgemerkt, die hat es in Schleswig-Holstein
bereits vor 1996 gegeben, Frau Happach-Kasan, nur
mit dem Unterschied, dass sie jetzt ein gemeinsames
Sprachrohr finden, dass Sie jetzt im Bündnis entwick-
lungspolitischer Initiativen, das die Vernetzung unter-
stützt, institutionell gefördert werden.

Mit Interesse habe ich zum Beispiel gelesen, welche
Rolle bei dieser Arbeit das Nordelbische Missions-
zentrum in Breklum in Nordfriesland dabei spielt.
Für den kirchlichen Bereich scheint dies geradezu ein
Dreh- und Angelpunkt zu sein. Das strahlt natürlich in
eine solche ländliche Region aus. Man kann das spü-
ren, wenn man in den Dörfern um Breklum herum mit
Leuten spricht. Das können Sie natürlich nicht wissen,
Frau Happach-Kasan.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die ist da häufi-
ger als Sie, Frau Fröhlich! Sie wohnen doch
hier in Kiel!)

Natürlich haben alle diese Institutionen, Vereine und
Verbände und die Projekte, die sie betreiben, vor allem
aber das Bündnis entwicklungspolitischer Initiativen
auch finanzielle Erwartungen an das Land. Wir sind
froh, dass wir über die Beteiligung am BingoLotto hier
für eine Unterstützung sorgen konnten, die den Rück-
gang an Steuermitteln jedenfalls zum Teil auffängt.

Kritisch habe ich zur Kenntnis genommen, dass im
Bereich der Kooperation von Wirtschftsunterneh-
men eher noch mehr geschehen könnte. Ermutigend ist
jedoch, dass auch hier die Firma Dräger in Lübeck im
Bereich der Medizintechnik in Ghana vorbildhafte
Projekte der Zusammenarbeit betreibt.

(Beifall bei der SPD)

Auch die Unternehmen der Windenergie planen oder
realisieren bereits Projekte in so genannten Entwick-
lungsländern, kombiniert mit Aktivitäten zur Qualifi-
zierung dortiger Arbeitskräfte. Auch hier ein Transfer
von uns vor der Haustür nach Afrika, wo die Probleme
gelöst werden müssen.

(Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Frau Abgeordnete, kommen Sie bitte zum Schluss.

Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, Frau Präsidentin.

Besonders eindrucksvoll stellen sich die Modellpro-
jekte „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ dar. Hier
ist es in ressortübergreifender Zusammenarbeit gelun-
gen, von den Kindertagesstätten bis zu den Universi-
täten Materialien zu entwickeln, Partnerschaften anzu-
stoßen und nicht zuletzt auch Förderung aus bundes-
weiten Modellprogrammen ins Land zu holen.

Aus meiner Sicht bewegen wir uns in einem verant-
wortungsbewussten, angemessenen Rahmen für
Schleswig-Holstein. Immer könnte es natürlich etwas
mehr sein. Wir arbeiten daran.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau:

Ich erteile das Wort der Frau Abgeordneten Spooren-
donk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wer sich an die Haushaltsdebatten der letzten Jahre
erinnert, wird wissen, dass gerade der im Berichtsan-
trag genannte Bereich der Entwicklungszusammenar-
beit und der interkulturellen Verständigung immer
wieder als Kürzungsmasse im Gespräch war. Die
Kolleginn Todsen-Reese hat dafür heute wieder ein
Beispiel gegeben. Dabei klang an, dass es sich nicht
um originäre Landesaufgaben handelt.

Daher begrüßen wir den vorliegenden Bericht, weil
dort erstmals zusammenhängend dargelegt wird, wie
das Engagement des Landes aussieht, welche Projekte
mit welchen Trägern gefördert werden. Besonders
wichtig ist vor diesem Hintergrund die Gesamtaus-
richtung der Entwicklungszusammenarbeit.

Im Mittelpunkt stehen die Begriffe Nachhaltigkeit
und bürgerschaftliches Engagement und die Fest-
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stellung, dass es sich bei der Eine-Welt-Politik der
Landesregierung insbesondere um die Stärkung der
Inlandskomponente handelt.

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dies findet die Unterstützung des SSW. Mit Inlands-
komponente ist einfach gemeint, den Dialog nicht
abreißen zu lassen, sondern ihn zu führen und sich
dem Dialog zu stellen.

Übergeordnet betrachtet ist es wichtig, zehn Jahre
nach Rio zu fragen, wie weit wir es überhaupt mit der
Agenda 21 gebracht haben. Wenn man bedenkt - auch
das will ich noch einmal sagen -, dass zurzeit nur vier
europäische Staaten, nämlich Dänemark, Norwegen,
Schweden und die Niederlande, 0,7 % ihres Bruttoso-
zialprodukts für öffentliche Entwicklungszusammen-
arbeit einsetzen, dann sieht man, wie wenig sich die
Rahmenbedingungen für den Agenda 21-Prozess
verbessert haben. Wenn aber wirklich entscheidende
Fortschritte in Fragen des Umweltschutzes, der Men-
schenwürde und des Friedens gemacht werden sollen,
dann müssen alle über den eigenen Tellerrand schauen,
vor allen Dingen wir, die wir in einem so reichen und
wirtschaftlich und politisch dominierenden Teil der
Welt leben, nämlich in Deutschland und in Europa.

1969 sagte der Bundespräsident Gustav Heinemann in
seiner Antrittsrede:

„Der Mensch ist im Begriff, den Mond zu
betreten, und hat doch immer noch diese Erde
aus Krieg und Hunger und Unrecht nicht her-
ausgeführt. Der Mensch will mündiger sein
als je zuvor und weiß doch auf eine Fülle von
Fragen keine Antwort. Unsicherheit und Re-
signation mischen sich mit der Hoffnung auf
bessere Ordnung.“

Geändert hat sich an den grundlegenden Beziehungen
seit Heinemanns Antrittsrede nicht so sehr viel.

Nach Rio - 1992 - ist uns aber verstärkt bewusst ge-
worden, dass Umweltprobleme, Ressourcenverteilung,
die technische Entwicklung, die Gleichstellung der
Geschlechter und Bildung ebenso Faktoren sind, die
für eine friedlichere Welt entscheidend sind. Im Au-
gust/September dieses Jahres wird sich der Johannes-
burger UN-Gipfel mit eben diesen Perspektiven, das
heißt mit der Fortführung der Agenda 21 befassen.

Damit bin ich wieder bei dem Bericht der Landesre-
gierung. Ich habe hier nicht vor, die Projekte im Ein-
zelnen aufzuzählen oder auf die Projekte einzugehen.
Dazu wird es im Ausschuss noch Gelegenheit geben.
Konkret hätte ich auch noch einige Nachfragen, auch

zum Beispiel zu der Umsetzung der genannten Strate-
gie „zukunftsfähiges Schleswig-Holstein“.

Ich fasse aber für den SSW zusammen: Entwicklungs-
zusammenarbeit und interkulturelle Verständigung
sind keine politischen Spielwiesen, sondern sind politi-
sche Verpflichtungen,

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

politische Pflichtaufgaben also, die alle politischen
Ebenen betreffen, sowohl die Bundesebene als auch
die Ebene der Länder und Kommunen. Das ist es ja,
worum es in der Agenda 21 geht. Wir können uns in
der Welt nicht isolieren. Das ist nicht möglich. Da
kann ich der Kollegin Fröhlich nur Recht geben.

Wer meint, man könne über Globalisierung reden,
ohne diese Pflichtaufgaben auch ernst zu nehmen, der
sollte sich doch noch einmal die Rede des Bundesprä-
sidenten ansehen. Das sage ich auch vor dem Hinter-
grund der kommenden EU-Erweiterung und noch ein-
mal vor dem Hintergrund der letzten Wahlen in Euro-
pa. Damit meine ich, dass sich Menschen von der
wirtschaftlichen Entwicklung - Stichwort ist immer
noch Globalisierung - zunehmend überrollt fühlen,
dass Menschen der Meinung sind, jetzt gehe es darum,
etwas für uns hier zu tun, und dann können die anderen
sehen, wie sie klarkommen. Darum, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wird es in den kommenden Jahren umso
wichtiger sein, über den eigenen Tellerrand zu blicken
und zu sagen, Globalisierung ist nicht nur Wirtschaft,
sondern das, was im Berichtsantrag deutlich wird.

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sowie des Abgeordneten
Joachim Behm [FDP])

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Das Wort zu einem Beitrag nach § 56 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung zu einem Kurzbeitrag, erteile ich jetzt
Herrn Abgeordneten Karl-Martin Hentschel.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Happach-Kasan, Sie haben Ihrem Ruf als
Giftnudel wirklich alle Ehre erwiesen.

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Das ist
nicht zu akzeptieren! - Zurufe von CDU und
FDP)

Dass man in einem Beitrag von fünf Minuten die Ar-
beit von Kirchen, Initiativen, von vielen Lehrern im
Lande, von Schulen, von unzähligen engagierten Men-
schen in dieser Art und Weise beleidigt, das ist mir
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noch nicht vorgekommen. Das muss ich wirklich ein-
mal sagen; das ist mir ein Bedürfnis.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Na, was kommt
jetzt?)

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Ich möchte darauf hinweisen - Herr Kollege Hent-
schel, ich hoffe, wir haben da Übereinstimmung -, dass
der Begriff „Giftnudel“ in Bezug auf Angehörige des
Parlaments nicht parlamentarisch ist.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Eigentlich wäre
ein Ordnungsruf fällig gewesen!)

Jetzt hat noch einmal Herr Minister Müller ums Wort
gebeten.

Klaus Müller, Minister für Umwelt, Natur und For-
sten:

Verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
Frau Happach-Kasan, ich kann immer mit einem poli-
tischen Streit leben. Ich habe auch Verständnis für
Wahlkampfreden von Bundestagskandidaten. Ich habe
an der Stelle überhaupt kein Problem. Wenn Sie aber
hier die Arbeit von Menschen in der Entwicklungszu-
sammenarbeit, die in der Kirche aktiv sind, die im
Bildungsbereich aktiv sind, die im BEI aktiv sind, als
parteipolitische Aktivitäten diffamieren, dann weise
ich das als verantwortlicher Minister in aller Deutlich-
keit zurück.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD - Zurufe von der CDU)

Es handelt sich um Mittel der Landesregierung über
Bingo, und bei Bingo müssten Sie wissen, als Mitglied
des Vergaberates, dass das Ministerium nicht die Ent-
scheidung trifft und auch keine Partei eine Entschei-
dung trifft, sondern dass ein entsprechendes Gremium
die Entscheidung trifft, wo das Geld verwendet wird.
Wenn Sie hier unterstellen, hier werde Parteipolitik
betrieben, dann ist das falsch und diffamierend.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD - Zurufe von der CDU)

Auch wenn wir dem Bündnis Entwicklungspolitischer
Initiativen Geld zur Verfügung stellen, finde ich es
genauso diffamierend, wenn Sie das als Parteipolitik
beschreiben. Wenn wir dem BEI Geld für seinen
Kleinprojektefonds zur Verfügung stellen, dann ist das
genauso diffamierend, wenn Sie hier Parteipolitik
unterstellen.

(Martin Kayenburg [CDU]: Herr Minister,
mäßigen Sie sich mal! Das ist unglaublich,
was Sie hier treiben!)

Noch ein Letztes. Wir können inhaltlich lange darüber
streiten, ob man lieber in der einen Welt unterstützend
tätig sein muss - das muss man -, oder ob man hier als
kleines Land Schleswig-Holstein seine Verantwortung
übernimmt.

(Martin Kayenburg [CDU]: Sie sind Ihrer
Verantwortung nicht mehr gewachsen, Herr
Minister!)

Ich halte es für richtig und für notwendig und für mo-
dern, wenn wir dafür sorgen, dass sich in Schleswig-
Holstein in unserem Verständnis unserer Lebensweise
etwas ändern muss. Wenn die FDP das nicht will,
wenn die FDP alles beim Alten lassen will, dann ist
das ihre Politik der sozial kalten Ellenbogen, die hier
noch einmal durchscheint.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]:
Sie müssen nur so weitermachen, Herr Mini-
ster! Sie kriegen Ihre Partei schon unter 5 %!)

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag erteile ich jetzt der
Frau Abgeordneten Dr. Christel Happach-Kasan.

(Beifall bei FDP und CDU)

Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
habe in meinem Beitrag sehr deutlich und, wie ich
meine, auch verantwortlich darauf hingewiesen, dass
die Kirchen in unserem Lande, die Schulen, die Kom-
munen enorm gute Entwicklungsarbeit leisten

(Beifall bei FDP und CDU)

und Projekte haben, die von der FDP ausdrücklich
unterstützt werden. Ich bitte Sie, das alles noch einmal
im Protokoll nachzulesen. Sie werden es dort lesen
können.

Weiterhin habe ich deutlich gemacht wie auch die
Kollegin Todsen-Reese, dass wir der Auffassung sind,
dass Entwicklungszusammenarbeit ein bundespoliti-
sches Thema ist und dass dort in erster Linie der Bund
in der Verantwortung steht. Wir bedauern sehr, dass es
nur noch eine Förderung von 0,27 % des Bruttosozial-
produkts - -

(Zurufe der Abgeordneten Irene Fröhlich
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Frau Fröhlich, können Sie nicht ertragen, dass eine
Liberale mal etwas deutlich sagt? Hören Sie doch
einfach einmal zu.
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Wir haben uns deutlich darauf verständigt, dass
0,27 % des Bruttosozialprodukts für die Entwick-
lungszusammenarbeit einfach zu wenig sind. Wir
wollen zurück zu dem Stadium 1990 - 0,4 %! - unter
christlich-liberaler Verantwortung.

(Beifall bei FDP und CDU)

Sie haben das Bündnis Entwicklungspolitischer Initia-
tiven angesprochen, das eine ganze Reihe von Maß-
nahmen und Verbänden koordiniert. Wir sind als FDP-
Fraktion der Auffassung, dass wir auch mit einem
solchen Bündnis so verfahren sollten, wie wir mit
anderen Verbänden und Vereinen im Land verfahren:
Keine institutionelle Förderung, sondern Projektförde-
rung. Auch das vermisse ich in diesem Beitrag.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU)

Es ist sehr offensichtlich, dass Vereine und Verbände,
die sich auf der Linie der Landesregierung befinden,
eine institutionelle Förderung erhalten.

(Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist mit den Naturschutzverbän-
den?)

- Sehr richtig, Frau Fröhlich, vielen Dank! Meines
Erachtens ist aber bei dem Bündnis entwicklungspoli-
tischer Verbände eine institutionelle Förderung über
die Förderung von Projekten hinaus nicht angebracht.

Ich möchte noch eines deutlich machen: Wir haben bei
der Durchsicht der Projekte, die sowohl von der Lan-
desregierung als auch über die Beiträge der Bingolot-
terie, festgestellt, dass überwiegend und zunehmend
mehr Projekte im Land gefördert werden und dass sehr
viel weniger Wert darauf gelegt wird, die Initiative für
Auslandsprojekte, die es hier bei uns in Schleswig-
Holstein gibt, weiter zu fördern. Ich halte dies für
einen falschen Weg. Sie, Herr Minister, haben in Ihrer
Rede selbst gesagt, dass eine Entwicklungszusammen-
arbeit an Glaubwürdigkeit verliert, wenn sie sich aus-
schließlich auf Inlandsprojekte beschränkt. Insofern
fordern wird als FDP Sie auf, weitere Auslandspro-
jekte in diesem Bereich zu fördern.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir sind nach wie vor der Auffassung, dass ein zu
großer Teil der Förderung der Inlandsprojekte mehr
aus politischer Rücksichtnahme gegenüber den poli-
tisch nahe stehenden Gruppen erfolgt denn aus inhalt-
licher Überzeugung.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir sind auch der Auffassung: Die Agenda 21 ist
ausgesprochen wichtig, sollte auf allen Ebenen erfol-
gen. Aber das muss nicht in der Weise geschehen, wie
die Landesregierung das macht. Deswegen waren wir

mit der Förderung, wie sie vorher durch die Minister-
präsidentin erfolgt ist, zufriedener als mit der Förde-
rung, die jetzt durch das Umweltministerium vorge-
nommen wird.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe
die Beratung.

Wir treten in die Beschlussfassung ein. Es ist bean-
tragt worden, den Bericht der Landesregierung feder-
führend dem Umweltausschuss und mitberatend dem
Bildungsausschuss zu überweisen. Wer dem seine
Zustimmung geben möchte, den darf ich um das Hand-
zeichen bitten. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Dann ist das vom Haus einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf:

Bericht der Landesregierung zu den Ergebnissen
des Europäischen Rates in Barcelona am
15./16. März 2002

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 15/1856

Ich sehe, das Wort zur Begründung wird nicht ge-
wünscht. Ich möchte darauf hinweisen, dass mit dem
Antrag der Fraktion der CDU ein Bericht in dieser
Tagung beantragt worden ist. Ich darf deshalb zur
Berichterstattung für die Landesregierung der Frau
Ministerpräsidentin Simonis das Wort erteilen.

Heide Simonis, Ministerpräsidentin:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein zen-
trales Thema das Europäischen Rates von Barcelona
war, die in Lissabon 2001 verabschiedete Strategie zu
überprüfen. „Wie weit ist die Union auf ihrem Weg
gekommen, Europa bis 2010 zu einem der wettbe-
werbsfähigsten und dynamischsten Wirtschaftsräume
weltweit zu machen?“, war eine der Grundlagen.

Neben dieser Bestandsaufnahme ging es in Barcelona
auch darum, neue Impulse zu setzen. Die Diskussion
folgte drei zentralen Linien: Erstens. Solide öffentliche
Finanzen sind für die künftige Entwicklung Europas
unverzichtbar. Zweitens. Es muss gelingen, das Wirt-
schaftswachstum innerhalb der Mitgliedstaaten wie-
derzubeleben. Drittens. Innerhalb der Gemeinschaft
müssen dringend Strukturreformen vollzogen werden,
einmal, um die Union auch nach der Osterweiterung
funktionsfähig zu halten, zum anderen, um Transpa-
renz und Legitimität gegenüber ihren Bürgerinnen und
Bürgern zu stärken.

Um die langfristige Strategie von Lissabon voranzu-
treiben, wurde verabredet, erstens die wirtschaftspoli-
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tische Abstimmung zwischen den Staaten der Union zu
verstärken, zweitens die nachhaltige Entwicklung
stärker zu berücksichtigen, drittens günstigere Rah-
menbedingungen für Unternehmergeist und Wettbe-
werbsfähigkeit zu schaffen und viertens die sozialen
Systeme zu stärken und so das erfolgreiche europäi-
sche Sozialmodell den künftigen Herausforderungen
anzupassen.

Das sind sehr allgemeine Grundsätze. Es wird in den
nächsten Jahren darauf ankommen, wie sie konkreti-
siert werden.

Dennoch sind die Empfehlungen aus Sicht der Landes-
regierung in drei Kernbereichen besonders wichtig. In
den Vorschlägen einer aktiven Beschäftigungspolitik
wird erstmals in dieser Klarheit die besondere Rolle
der Sozialpartner für die zukünftige Entwicklung her-
vorgehoben. Gleichzeitig sprechen sich die Mitglied-
staaten für eine verstärkte Förderung der Beschäfti-
gung in der EU aus. Einen Schwerpunkt soll dabei die
gegenseitige Anerkennung beruflicher Qualifikationen
und die Unterstützung grenzüberschreitender Mobilität
bilden, zum Beispiel durch die Ausweitung der Über-
tragbarkeit von sozialen Schutzansprüchen.

Im Zusammenhang mit der Förderung der wirtschaft-
lichen Verflechtung bekräftigt der Europäische Rat
das Ziel eines integrierten und effizienten europäischen
Kapitalmarktes. Besonders hervorzuheben ist, dass ein
besonderer Abschnitt zur Bedeutung der Daseinsvor-
sorge bei der Integration der europäischen Energie-,
Verkehrs- und Kommunikationsnetze aufgenommen
worden ist. Dies gestattet den Mitgliedstaaten, die aus
ihrer Sicht für die Ausgestaltung notwendigen Allge-
meinwohlverpflichtungen zu definieren.

Unter dem Aspekt der wissensbasierten Wirtschaft
werden die Qualität der Bildung und die Bedeutung
des lebenslangen Lernens thematisiert. Gefordert wer-
den verstärkte Anstrengungen im Bereich der For-
schung. Dazu fordert der Rat, die Gesamtausgaben für
Forschung und Entwicklung zu erhöhen. Zielvorgabe
bis 2010 ist ein Niveau von nahezu 3 % des Bruttoin-
landprodukts. Daran soll sich die Privatwirtschaft zu
zwei Dritteln beteiligen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei dieser
Aufzählung müssen wir klar unterscheiden: Die
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Bar-
celona enthalten Arbeitsaufträge an den Rat und die
Kommission. Unmittelbare Auswirkungen auf die
Mitgliedstaaten sind zunächst nicht gegeben. So wird
zum Beispiel für die Verbesserung des Versorgungs-
angebots für Kinder zwischen drei Jahren und dem
Schulpflichtalter zutreffend formuliert, dass die Mit-
gliedstaaten bestrebt sein sollten, die vorgeschlagenen
Verbesserungen bis 2010 zu erreichen. Das deckt sich

in weiten Teilen mit den Zielen auf Länderebene. Eine
Verpflichtung für die Länder ergibt sich daraus jedoch
nicht.

In diesem Sinne hat der Beschluss des Bundesrates
vom 1. März, an dem die Landesregierung mitgewirkt
hat, das bereits in Lissabon gesetzte strategische Ziel
unterstützt. Gleichzeitig hat er jedoch die Bundesre-
gierung aufgefordert, konkreten Zielvorgaben in be-
stimmten Bereichen entgegenzuwirken. Das hat mit
unserer Überzeugung zu tun, dass solche Regelungen
den Mitgliedstaaten überlassen werden sollten. Solche
Dinge müssen nicht in Brüssel geregelt werden. „Best
practice“ bringt hier nichts als Uniformität und soll
jeweils passend angeboten werden.

(Beifall bei SPD, CDU und FDP)

Generell sind wir als Land auf einem guten Weg, um
die vom Rat in Barcelona formulierten Perspektiven zu
erreichen. Dafür nutzen wir vor allem die Fördermittel
der EU, die wir im Rahmen von „ziel§, also Zukunft
im eigenen Land, eng mit den Förderprogrammen
des Landes gekoppelt haben. Wir erhalten von 2000
bis 2006 allein aus den Töpfen der Union insgesamt
rund 258,3 Millionen €, aus denen wir eine Reihe von
Maßnahmen finanzieren, die die Ziele von Barcelona
flankieren. Allein für die Förderung von arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen setzen wir im Zeitraum von
2000 bis 2006 etwa 36,6 Millionen € aus dem Euro-
päischen Sozialfonds im Rahmen des Programms ASH
2000 ein, und zwar landesweit.

Aber auch außerhalb der EU-Förderung stehen wir im
deutschen und im europäischen Vergleich nicht
schlecht da. Um bei den genannten Beispielen, zum
Beispiel der Versorgung mit Kindergartenplätzen, zu
bleiben: Schleswig-Holstein hat seit 1988 den Bau von
37.000 Plätzen in Kindertageseinrichtungen gefördert,
sodass der Rechtsanspruch für die Drei- bis Sechsjäh-
rigen zu 90 % erfüllt werden kann. Damit liegt das
Land im Vergleich der alten Bundesländer im guten
Mittelfeld.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man
die Festlegungen von Lissabon und Barcelona mitein-
ander vergleicht, fällt eine Veränderung auf: Erklärte
Lissabon ein Gleichgewicht von Wirtschafts-, Sozial-
und Beschäftigungspolitik, so steht Barcelona eindeu-
tig unter dem Primat der Wirtschaftspolitik.

Für die Landesregierung ist jedoch entscheidend, das
Gleichgewicht im Gesamtprozess wiederherzustellen;
denn der Erhalt oder eine behutsame Anpassung des
europäischen Gesellschaftsmodells an eine verän-
derte Situation ist für die weitere Entwicklung der
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Gemeinschaft unverzichtbar. Wirtschaftswachstum
löst nicht alle Probleme.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es muss sichergestellt werden, dass alle Bürgerinnen
und Bürger im gleichen Maße davon profitieren. Auch
diejenigen müssen ihren Platz in der Gesellschaft fin-
den, die nicht über ihre volle Arbeitskraft verfügen
oder sich in einer sozialen Notlage befinden. Gerade
ihnen müssen wir Angebote machen, die ihre Rolle als
gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger garantiert.
Auch das gehört zu einer tragfähigen europäischen
Gesellschaft.

Aus Sicht der Landesregierung muss deshalb bei allen
weiteren Schritten beachtet werden, dass das in Lissa-
bon zu Recht in den Vordergrund gestellte Gleichge-
wicht zwischen Wirtschafts-, Sozial- und Beschäfti-
gungspolitik erhalten bleibt und ausgebaut wird.

Insgesamt gesehen ordnet sich der Europäische Rat
von Barcelona als Arbeitssitzung ohne spektakuläre
Ergebnisse in die Reihe der europäischen Gipfeltreffen
ein. Das kann man als normal ansehen. Für die Ent-
wicklung der Gemeinschaft sind nicht die spektakulä-
ren Ereignisse, sondern Solidität und Kontinuität der
Schlüssel des Erfolgs. Sie haben die europäische Si-
tuation unumkehrbar zu machen, zu sichern und in der
jeweiligen Tagespolitik der Mitgliedstaaten zu veran-
kern.

Es kommt jetzt darauf an, dass die vereinbarten Ziele
umgesetzt werden und die Europäische Union auf
diesem Weg zügig voranschreitet, aber auch Rücksicht
nimmt auf die Fähigkeit der Länder und Mitgliedstaa-
ten, beim vorgegebenen Tempo mitzuhalten. Wir wer-
den uns bemühen, das Vereinbarte Schritt für Schritt
auch in unserer Alltagspolitik umzusetzen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und vereinzelt bei der CDU)

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Das Wort für die antragstellende CDU-Fraktion erhält
jetzt der Herr Abgeordnete Peter Lehnert.

Peter Lehnert [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Rat von Laeken hat einen Konvent installiert mit der
Aufgabe, einen Vorschlag für eine bessere Verteilung
der Aufgaben zwischen Union, Mitgliedstaaten sowie
Regionen vorzulegen. Dabei hat der Vertreter des
Deutschen Bundesrates, Ministerpräsident Teufel, sehr
nachdenkenswerte Eckpunkte genannt; sie orientieren

sich an den Grundsätzen von Subsidiarität und kom-
munaler Selbstverwaltung.

Es handelt sich dabei erstens um die Erfassung der
heutigen Aufgabenverteilung zwischen Union und
Mitgliedstaaten, zweitens um die nötige Veränderung
dieser Aufgabenverteilung, drittens um den Vorschlag
eines dualen Gesamtkataloges und viertens um den
Schutz der neuen Aufgabenverteilung durch ein neu
einzurichtendes Kompetenzgremium.

Andererseits gibt es wichtige Aufgaben, die stärker als
bisher durch europäische Gremien wahrgenommen
werden sollten. Entscheidend ist dabei die Frage, auf
welcher Ebene die jeweilige Aufgabe am effektivsten
bewältigt werden kann. So müssen die Kompetenzen
von Europol deutlich erweitert werden, um das inter-
nationale Verbrechen erfolgreicher bekämpfen zu
können.

(Beifall bei CDU und SPD)

Gerade die organisierte Kriminalität verfügt nicht nur
über eine ausgeklügelte Logistik und die modernste
Technologie, sondern ist auch in ihren Strukturen glo-
balisiert. Die bisherigen staatlichen Fähigkeiten, dar-
auf angemessen zu reagieren, werden durch föderali-
stische Kompetenzbeharrung negativ beeinträchtigt.
Hier müssen klare Kompetenzen zugewiesen werden
und die entsprechende Ausstattung auf europäischer
Ebene muss zur Verfügung gestellt werden.

(Beifall bei der CDU)

In der Außen- und Sicherheitspolitik kann es eine
vernehmbare und nachvollziehbare europäische Positi-
on nur geben, wenn die Nationalstaaten bereit sind,
geschlossen aufzutreten. Darunter ist nicht nur der
Bereich der Diplomatie, sondern sind auch militärische
Einsatzmöglichkeiten zu verstehen. Innerhalb der
NATO-Strukturen müssen die europäischen Staaten
über eigene Fähigkeiten sowie Personal und Material
verfügen, um eigenständig Aufträge wahrnehmen zu
können.

(Beifall bei der CDU)

Beim Gipfel von Barcelona zeigten sich hingegen
Tendenzen in die falsche Richtung. Wieder einmal
versuchten die nationalen Regierungschefs, sich auf
den kleinsten gemeinsamen Nenner zu verständigen.
Klare Zielvorgaben wurden ausgerechnet in Bereichen
gesetzt, die sich eigentlich dem Regelungszugriff der
Union entziehen sollten.

Dabei handelt es sich vor allen Dingen um die Schaf-
fung von Betreuungsangeboten für Kinder - Frau Mi-
nisterpräsidentin Simonis hat das bereits erwähnt -,
allerdings auch um die Ausstattung der Schulen mit
Computern und Internetanschlüssen. Bis zum Jahre
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2003 soll für je 15 Schüler ein Computer mit Interne-
tanschluss vorhanden sein. Wie das finanziert werden
soll, lässt der Rat allerdings offen.

Als drittes Beispiel sei die Anhebung des Rentenalters
um fünf Jahre bis zum Jahre 2010 genannt.

Um Missverständnissen vorzubeugen: Ich habe keine
Bedenken gegenüber diesen Ziele, aber die Entschei-
dung darüber, ob und wann entsprechende Schritte
eingeleitet werden, liegt in der Verantwortung der
Staaten und vor allem der Regionen. Es bleibt zu hof-
fen, dass diese Praxis nach Abschluss des Konvents
möglichst schnell durch eine mehrschichtige Kompe-
tenzabgrenzung abgelöst wird. Dabei soll jede Ebene
innerhalb der demokratischen Strukturen Europas die
Aufgaben übernehmen, die dort am nachhaltigsten
umgesetzt werden können.

(Beifall bei der CDU)

Dies wird auch für die Bürgerinnen und Bürgern in
Schleswig-Holstein die Transparenz von demokrati-
schen Entscheidungen verbessern und die direkten
Beteiligungsmöglichkeiten erweitern. Dabei sollten
wir alle gemeinsam die Landesregierung ermuntern,
die Positionen unseres Vertreters im Konvent zu unter-
stützen. Wichtig ist hierbei allerdings auch die zeitna-
he Information der zuständigen Ausschüsse nicht nur
über gehaltene Reden, sondern vor allen Dingen auch
über vorzutragende inhaltliche Positionen der Länder.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben die einmalige Chance des Konvents. Nut-
zen wir sie zum Wohle der Menschen in unserem Land
und der Zukunft unserer Kinder in Europa!

(Beifall bei CDU, FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Das Wort für die Fraktion der SPD erteile ich jetzt der
Frau Abgeordneten Astrid Höfs.

Astrid Höfs [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau
Ministerpräsidentin Simonis, ich bedanke mich bei
Ihnen für den zum Antrag der CDU gegebenen Be-
richt.

Grundsätzlich begrüße ich jede Gelegenheit, im Par-
lament über europäische Fragen zu debattieren. Leider
ist das Medienecho nach solchen Debatten und Be-
richten sehr mäßig, um es vorsichtig auszudrücken.

(Zuruf von der CDU: Das Interesse auch!)

Bezogen auf diesen CDU-Antrag ist zu befürchten,
dass es wieder so sein wird; denn wie titelte „Die
Welt“ am 18.03. über den Europäischen Rat von Bar-
celona? - „Viel Lärm, noch mehr Aufwand und einige
laue Ergebnisse“.

Wenn solche Anträge regelmäßig anlässlich der Ta-
gung der Fachminister vonseiten der CDU gestellt
werden, um bei der Landesregierung nachzufragen, ob
sie ihre europäischen Hausaufgaben gemacht hat, dann
wird das Interesse an europäischer Politik bei den
Bürgerinnen und Bürgern nicht zunehmen. Zu offen-
sichtlich ist in diesem Fall, dass die CDU mit ihrem
Antrag versucht, die Landesregierung vorzuführen und
ihre Europakompetenz infrage zu stellen.

(Zuruf von der CDU: Das haben wir doch gar
nicht gemacht!)

Der Europäische Rat von Barcelona war kein strah-
lender Stern am europäischen Himmel. Der Bundes-
kanzler fasste es dann auch einfach wie folgt zusam-
men: „Für mich war entscheidend, dass die Richtung
stimmt.“

Das Kernergebnis von Barcelona war ein lauer Kom-
promiss zur Liberalisierung der europäischen Ener-
giemärkte. Außerdem wurde beschlossen, dass 90 %
der Kinder in Europa bis 2010 einen Kindertagesstät-
tenplatz haben sollen und jedes kleine Kind in Zukunft
zwei Fremdsprachen lernen soll.“

Ich weise in diesem Zusammenhang auf die bisherigen
Erfolge der Landesregierung Schleswig-Holsteins
gerade im Kindertagesstättenbereich hin. Mehr als
85.000 Kinder besuchen täglich eine Kindertagesstät-
te. Das sind gut 80 % der Drei- bis Sechsjährigen.
Jedes vierte Kind hält sich täglich mehr als sechs
Stunden in einem Kindergarten auf. Das Land beteiligt
sich allein im Jahre 2002 mit 53,2 Millionen € an den
direkten Kosten der Kinderbetreuung und indirekt über
die Zuschüsse an die Wohlfahrtsverbände als Träger
vieler Kindertagesstätten.

Die Anzahl der Betreuungsplätze für drei- bis sechs-
jährige Kinder in den Kindertagesstätten deckt den
Bedarf. Darüber hinaus ist ein Ausbau der flexiblen
Öffnungszeiten notwendig.

Das Betreuungsangebot für Kinder unter drei Jahren
und für Kinder im Schulalter wurde ebenfalls ausge-
baut. Im Moment arbeitet die Landesregierung an
einem Konzept, das durch Staffelung der Zuschüsse
mehr Anreize für die Veränderung der Betreuungszei-
ten geben soll.

Im Bereich der betreuten Grundschule und der Halb-
tagsschule hat die Landesregierung zusammen mit
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Kommunen, Eltern und Schulen viele Angebote ge-
schaffen.

Zum Fremdsprachenbereich ist zu sagen, dass in-
zwischen mehr als 100 Grundschulen den bilingualen
Unterricht im Sinne von Sprachbegegnung anbieten.
Erweiterungen sind für das folgende Schuljahr vorge-
sehen. Sprachkenntnisse und somit das Fremdspra-
chenlernen müssen in die selbstverständliche Anwen-
dung einer Arbeitssprache übergehen.

(Beifall bei der SPD)

Das halte ich für ausgesprochen notwendig.

In diesem Jahr hat sich der Europaausschuss sehr in-
tensiv mit der Arbeit der Europaschulen auseinander
gesetzt, und zwar wurde bei einem Besuch einer Euro-
paschule ganz deutlich, dass der bilinguale Unterricht
in den Europaschulen sehr viel Spaß macht. Es wird
dort nicht nur Wissen vermittelt, sondern das Lernen
macht mehr Freude, weil die direkte Auseinanderset-
zung mit der Sprache deutlich mehr Interesse bei den
Schülern weckt. Die praktische Anwendung ist einfach
interessanter als die theoretische Erarbeitung der
Sprache. Daran gemessen halte ich es eigentlich für
notwendig, dass jede Schule eine Europaschule ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
FDP)

Weiter wurde in Barcelona die besondere Rolle der
Sozialpartner auf dem Arbeitsmarkt hervorgehoben.
Ansonsten stand die Wirtschaftspolitik im Vorder-
grund. Die Ministerpräsidentin ist auf diesen Bereich
ja eingegangen.

Nach der Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion muss nun endlich die Sozialunion in An-
griff genommen werden. Damit müssen wir uns be-
schäftigen, wir müssen Ideen entwickeln, besonders im
Hinblick auf die neuen Mitglieder, damit das soziale
Gefälle in Europa nicht noch größer wird.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehören auch der grenzüberschreitende Arbeits-
markt und die sozialen Mindeststandards für EU-
Mitglieder. Darüber möchte ich gern später im Land-
tag mit Ihnen diskutieren. Das ist auch eine Anregung
für den Europaausschuss.

Die Ministerpräsidentin hat deutlich gemacht, dass die
Landesregierung ihre Hausaufgaben gemacht hat.
Dabei wurde sichtbar, dass der Antrag der CDU völlig
überflüssig war.

In Barcelona wurde viel Papier produziert; immerhin
waren es 73 Seiten. Manchmal denke ich, es ist schon
ziemlich mühevoll, sich durch dieses Europadeutsch
hindurchzuwühlen. Als Unterrichtsmaterial - so stelle

ich jedenfalls fest - ist dieser Bericht für die Schulen
nicht zu gebrauchen.

Das Angebot der Europapolitiker in diesem Jahr aller-
dings, am Europatag in die Schulen zu gehen und mit
Schülerinnen und Schülern zu diskutieren, war ein
ganz wesentlicher Beitrag, um den Schulen und den
Schülerinnen und Schülern Europa näher zu bringen.
Ich denke, künftig kann Europa den Menschen auf
diese Art und Weise auch näher gebracht werden.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Joachim Behm
[FDP])

Ich komme zum Schluss. Die Kommission und der
Ministerrat sind aufgefordert, Barcelona umzusetzen.
Die Landesregierung ist hier eigentlich nur peripher
gefragt. Ich freue mich auf die nächste Europadebatte
im Landtag und im Europaausschuss. Wir werden
unsere Anträge stellen. Vielleicht ist dann die Opposi-
tion auch etwas kreativer.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Ich erteile jetzt Herrn Abgeordneten Joachim Behm
von der FDP-Fraktion das Wort.

(Zurufe)

Joachim Behm [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Zwei
Bemerkungen vorweg: Ein halb leeres Auditorium hat
den Vorteil, dass die Geräuschkulisse nicht so groß ist.
Als Zweites stelle ich fest, dies ist nicht der Teil 2 der
Ausführungen von Frau Höfs, was mir unterstellt wur-
de.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Für die Europapolitiker dieses Hauses gab es in der
letzten Zeit so manchen Dämpfer, wenn es darum ging,
das Projekt der europäischen Einigung weiter voran-
zutreiben. Sowohl die Debatte der letzten Tage um die
gefühlte Inflation durch den Euro als auch die man-
gelnden Einflussmöglichkeiten der Europäischen Uni-
on in der Krise im Nahen Osten hat so manchen Eu-
roskeptiker wieder aus seiner Ecke kriechen lassen, um
Europa als gescheitertes Modell darzustellen.

Wir von der FDP halten auch in diesen Zeiten an der
europäischen Idee fest. Für uns gibt es keine Alternati-
ve.

Auch bei der Diskussion um den Euro wird verdrängt,
dass der Vertrauensverlust der Menschen weniger in
der gemeinsamen Währung begründet ist; vielmehr
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wurde die Umstellungs- und Eingewöhnungsphase
durch wenige Einzelhändler, aber auch durch Teile der
Gastronomie genutzt, teilweise überhöhte Preise zu
verlangen.

(Beifall bei der FDP - Zuruf von der SPD:
Unglaublich!)

Die absoluten Zahlen über die Teuerungsrate gegen-
über dem Vorjahr sprechen da eine andere Sprache.
Ich hatte erst vor kurzer Zeit bei einer Veranstaltung in
Bad Bramstedt, nämlich an der Jürgen-Fuhlendorf-
Schule, Gelegenheit, mit Schülerinnen und Schülern
des 12. Jahrganges im Rahmen der Europawoche zu
diskutieren und musste feststellen, wie schnell Zweifel
an der richtigen Einführung des Euro gesät sind. Es ist
sehr mühsam, diese Zweifel durch sachliche Argu-
mente zu zerstreuen.

Wir sollten deshalb auch die heutige Debatte nicht
dazu nutzen, diejenigen zu stützen, die ein gemeinsa-
mes Europa schlechtreden wollen.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und vereinzelt bei der SPD sowie
des Abgeordneten Peter Lehnert [CDU])

Wir sollten uns lieber darüber unterhalten, wie wir es
schaffen, die ehrgeizigen Ziele, die von der EU ver-
folgt werden, umzusetzen. Die Konferenz in Barcelo-
na hat hierzu wichtige Vorgaben in der Herstellung
einer gemeinsamen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpo-
litik gegeben, die wir voll unterstützen können.

Es sollen günstigere Rahmenbedingungen für den
Unternehmergeist und die Wettbewerbsfähigkeit ge-
schaffen werden. Ich nenne hier nur einige Stichpunk-
te: Es soll Personen der Arbeitsmarkt wieder eröffnet
werden, denen er aufgrund mangelnder Qualifikation
bisher verwehrt blieb. Die steuerliche Belastung der
Arbeit soll verringert werden. Es sollen steuerliche
Maßnahmen zur Steigerung eines Arbeitskräftebedarfs
erfolgen. Die Effizienz des Arbeitsmarktes soll ver-
bessert werden. Hier soll insbesondere Anreizen von
Ruhestand entgegengewirkt werden und die Soziallei-
stungssysteme sollen europaweit so gestaltet werden,
dass sich Arbeit lohnt.

(Beifall bei der FDP)

Der Prozess der Arbeitssuche soll gefördert wird,
damit Hilfeempfänger vor Armut und Arbeitslosigkeit
bewahrt werden.

Weiter: Im Rahmen von Tarifverhandlungen soll bei
der Gehaltsentwicklung die Lage auf dem Arbeits-
markt berücksichtigt werden,

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Sehr gut!)

was letztlich unterschiedliche Löhne und Gehälter
ermöglicht.

Gerade diese Punkte in den Schlussfolgerungen der
Konferenz sind richtig und die rot-grüne Bundesregie-
rung hat diese Punkte voll mitgetragen. In der Bundes-
republik macht Rot-Grün mit seiner Politik aber genau
das Gegenteil.

(Beifall bei der FDP)

Ich nenne hier nur das Tariftreuegesetz und das Kün-
digungsschutzgesetz.

Es macht es uns schwer, positiv für Europa zu werben,
wenn die Bundesregierung erst gemeinsame Beschlüs-
se in der EU fasst, um sich dann nicht mehr darum zu
kümmern.

(Beifall bei der FDP)

Im Bereich der Forschung hat die Konferenz in Bar-
celona ergeben, dass der Rückstand der EU gegenüber
ihren Hauptkonkurrenten aufgeholt werden muss. Wir
haben demnach bereits heute einen Rückstand im Be-
reich der Forschung. Um dies zu ändern, hat die Kon-
ferenz festgestellt, dass bis zum Jahr 2010 die Ge-
samtausgaben für die Forschung und Entwicklung ein
Niveau von fast 3 % des Bruttoinlandsproduktes errei-
chen soll.

Das sind ehrgeizige Ziele. Ich wage daran zu zweifeln,
dass dieses Ziel unter dieser Regierung in Schleswig-
Holstein erreicht werden kann.

(Martin Kayenburg [CDU]: Ich auch!)

Ich komme zum Schluss! Zur Kinderbetreuung ist zu
sagen, dass wir bereits heute einen Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz für Kinder ab drei Jahren
haben. Auch für Kinder unter drei Jahren gibt es be-
reits heute diverse Angebote durch Kirchen und Kom-
munen. Ich habe wenig Zweifel, ob die Versorgungs-
quote von 33 %, bis zum Jahre 2010 erfüllt sein wird.
Persönlich habe ich aber Zweifel, ob es wünschens-
wert ist, eine so große Zahl von Kindern gleich nach
der Geburt in Obhut zu geben.

Wir sollten insgesamt die Beschlüsse von Barcelona
weiter im Europaausschuss besprechen und nicht nur
den marginalen Teil, auf den sich der Antrag der CDU
bezieht.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Martin Kayenburg [CDU])
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Vizepräsident Thomas Stritzl:

Jetzt erteile ich Herrn Abgeordneten Rainder Steen-
block für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
das Wort.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg
[CDU])

Rainder Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kollegin Höfs, in der Sache selber kann
ich das, was Sie hier gesagt haben, sehr unterstreichen.
Was ich allerdings nicht verstanden habe ist, die Kritik
daran, dass wir dies hier heute auf Antrag der CDU
diskutieren.

(Beifall der Abgeordneten Peter Lehnert
[CDU] und Dr. Heiner Garg [FDP])

Ich finde schon - darüber sind wir uns im Europaaus-
schuss ja auch einig -, wir sollten gerade solche Rats-
sachen hier regelmäßig diskutieren. Ihr Beitrag hat ja
auch sehr deutlich gemacht, wie wichtig es ist, auf
diese Dinge differenziert einzugehen. Dass die CDU
diesen Berichtsantrag nun vor den rot-grünen Regie-
rungsfraktionen gestellt hat, ist politisches Alltagsge-
schäft. Wir sollten uns das auch zur Gewohnheit ma-
chen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und Beifall
der Abgeordneten Rolf Fischer [SPD] und
Christel Aschmoneit-Lücke [FDP])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Barcelona
war sicherlich - das hat die Debatte hier jetzt auch
gezeigt - kein großes geschichtliches Ereignis. Es gab
keine spektakulären Beschlüsse. Die Ehrlichkeit ge-
bietet es aber, dennoch differenziert mit dem umzuge-
hen, was dort beschlossen worden ist; denn wenn man
sich das genauer anschaut, dann stellt man fest, dass
dort - ich will es einmal so bezeichnen - integrati-
onspolitische Kärnerarbeit geleistet worden ist.

Wenn man sich die Beschlüsse anguckt - dies ist fast
ein kleines Buch; es sind über 70 Seiten Beschlüsse -,
dann kann sich das in sehr vielen Teilen durchaus
sehen lassen. Die Frage ist nur, ob die Arbeit so, wie
wir sie in Europa zurzeit organisieren, dass der Rat
diese Kleinarbeit macht und der Rat nicht die tatsäch-
lichen politischen Linien für das Zusammenwachsen in
Europa vorgibt, ändern muss. Aber ich glaube, das
wird sich auch ändern. Trotzdem ist das, was an Er-
gebnissen erreicht worden ist, in der Sache durchaus
zu vertreten.

Ich will Ihr Augenmerk aber zunächst noch einmal auf
einen anderen Aspekt richten, der in der Berichter-
stattung und heute in der Debatte nicht vorgekommen

ist. Das ist nämlich die Tatsache, dass in Barcelona
28 Staats- und Regierungschefs, also die Vertreter der
15 Mitgliedsstaaten mit den 13 Beitrittsländern, zu-
sammengesessen haben. Es ging bei den Beratungen
nicht um den Beitrittsprozess. Vielmehr hat das Euro-
pa der 28 über die Gestaltung des wirtschaftlichen und
sozialen Zukunftsprozesses gemeinsam diskutiert.

Zum ersten Mal - das ist schon herausgehoben - war es
eine Selbstverständlichkeit, dass alle 28 beieinander
saßen. Auch das ist ein wichtiges Signal, das an die
Beitrittsländer ausgesandt wurde:

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Rolf Fi-
scher [SPD])

Wir rechnen mit euch, wir rechnen mit eurem Beitritt
und wir wollen gemeinsam mit euch auch heute schon
die anstehenden Zukunftsprobleme Europas lösen. Das
war sicherlich eines der positivsten Signale von Bar-
celona.

Die Auseinandersetzung über die Öffnung der Gas-
und Strommärkte war ein Hauptthema, das beson-
ders in den Medien ihren Niederschlag gefunden hat.
Wir alle hätten uns mehr an Ergebnissen in dieser
Frage gewünscht. Die Öffnung der Märkte ist ein sehr
zähflüssiger Prozess. Ich halte es aber auch für falsch,
wenn wir aus Deutschland nur auf die anderen Ver-
weigerer wie zum Beispiel Frankreich in der Frage der
Energiepolitik zeigen. Wir haben da auch selber unse-
re Hausaufgaben zu machen und müssen mit unseren
eigenen Vorschlägen für die Marktöffnung in Europa
selbstkritisch umgehen.

Als zentrale politische Botschaft verdient hervorgeho-
ben zu werden, dass das soziale und ökologische Inte-
grationsmodell Europas langsam, aber konsequent
weiterentwickelt wird. Ich wünsche mir gerade an
dieser Stelle - das ist der Lissabon-Prozess, den die
Frau Ministerpräsidentin angesprochen hat -, dass die
Kriterien von Lissabon tatsächlich mehr in die Arbeit
der EU integriert werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Wir haben - auch das ist gesagt worden und ich will
das unterstreichen - im Augenblick eine zu starke
Dominanz der wirtschaftspolitischen, der ökonomi-
schen Vorstellungen. Es besteht die Gefahr, dass die
sozialpolitische, die beschäftigungswirksame, die so-
ziale Verantwortung innerhalb des europäischen Mo-
dells etwas hinten herunterkippt. Hier muss nachge-
bessert werden. Das bedarf unserer ganz besonderen
Aufmerksamkeit.
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Bei den Einzelheiten will ich den Sachen, die schon
angesprochen worden sind, einen Punkt hinzufügen. Es
ging unter anderem um Modernisierungsstrategien im
Bereich der digitalen Kompetenz. In Barcelona sind
zum Breitbandkabel, einer Technologie, mit der wir in
Deutschland in Europa führend sind und Europa
Weltmarktführer insgesamt ist, richtungweisende Be-
schlüsse gefasst worden, die sowohl die technologische
wie auch die kommunikative Kompetenz dieser Tech-
nologien weiterentwickelt haben. Wir haben in Zu-
sammenhang mit UMTS, Kabelnetze und Breitband-
kabel auch in diesem Haus schon diskutiert. Es ist eine
nicht zu unterschätzende Entwicklung, die von Europa
angestoßen worden ist.

Die Lissabon-Strategie stand im Mittelpunkt. Dazu ist
einiges gesagt worden. Ich will das hier nicht vertie-
fen. Ich möchte zum Schluss noch einen Gedanken
anfügen. Wir haben in Barcelona auch über die Au-
ßenpolitik der EU diskutiert. Mit den Beschlüssen
zum Nahen Osten hat die Europäische Union in Bar-
celona unter Beweis gestellt, dass sie gemeinsame
Positionen zu entwickeln vermag. In Barcelona wurde
mit klarer europäischer Stimme Außenpolitik vertreten
- mit den sehr differenzierten Bemerkungen zu Palästi-
na und zu Israel. Das macht Hoffnung.

Im internationalen Konzert braucht die Welt, gerade
wenn wir uns diese Region ansehen, eine starke euro-
päische Stimme. Wenn das, was in Barcelona in Form
von Formulierungen einer gemeinsamen Außenpolitik
angefangen worden ist, weiterentwickelt wird, wird
diese europäische Stimme hörbarer werden. Darauf
können wir alle gemeinsam hoffen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und des Abgeordneten Peter Lehnert
[CDU])

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Für den SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
erteile ich jetzt seiner Sprecherin, Frau Abgeordneter
Anke Spoorendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sowohl in seiner Januar- als auch in seiner Februar-
Tagung hat sich der Schleswig-Holsteinische Landtag
ausführlich mit der Zukunft der Europäischen Union
beschäftigt, insbesondere vor dem Hintergrund des neu
eingesetzten europäischen Konvents. Der Konvent soll
bis zum nächsten Frühjahr konkrete Vorschläge für die
Neugestaltung der EU in erster Linie vor dem Hinter-
grund der Osterweiterung erarbeiten.

Seit dieser Landtagsdebatte hat sich der Europäische
Rat zu seiner zweiten jährlichen Frühjahrstagung am
15. und 16. März in Barcelona getroffen. Von daher
ist es sinnvoll, dass wir uns mit den Ergebnissen dieses
Treffens beschäftigen. Normalerweise werden auf
diesen Arbeitstreffen, die zwischen den richtigen
halbjährlichen Gipfeln abgehalten werden, selten ir-
gendwelche bahnbrechenden Beschlüsse gefasst. Ich
muss sagen: Es war ein Arbeitstreffen. Von daher
kann es ein bisschen verwundern, dass sich die CDU
mit ihrem Antrag gerade auf dieses Arbeitstreffen
gestürzt hat und danach fragt, welche der Beschlüsse
unmittelbare Auswirkungen auf Schleswig-Holstein
gehabt haben.

Nur ein Beschluss des Europäischen Rates in Barcelo-
na hat in der deutschen Öffentlichkeit wirklich Aufse-
hen erregt, nämlich die Entscheidung der Mitglied-
staaten, an dem mittelfristigen Ziel festzuhalten, späte-
stens 2004 einen Haushalt zu erreichen, der nahezu
ausgeglichen ist oder einen Überschuss aufweist. Die-
se aus meiner Sicht abenteuerliche Forderung, die
Bundesfinanzminister Eichel akzeptiert hat, geht - wir
wissen es, heute vielleicht noch mehr als vor einem
halben Jahr - zulasten der Länder und Kommunen.
Denn ohne weitere gravierende Sparmaßnahmen ins-
besondere bei den Ländern und Kommunen wird es
nicht möglich sein, dass Deutschland dieses Ziel ins-
gesamt einhalten kann. Der SSW hat dies bereits in
der Landtagstagung im März kritisiert. Wir stehen zu
dieser Kritik. Spätestens bei der Aufstellung des
Haushalts 2003 werden wir sehen, was das im Einzel-
nen für die Menschen in Schleswig-Holstein bedeuten
wird. Mehr kann man heute dazu wohl nicht sagen.

Der andere Teil des CDU-Antrags, in dem die Landes-
regierung aufgefordert wird darzulegen, inwieweit sie
über den Bundesrat auf die konkreten Zielvorgaben
der EU-Kommission, beispielsweise bei der Erhöhung
des Rentenalters, der Betreuungsplätze von Kindern
oder den bildungspolitischen Vorgaben Einfluss ge-
nommen hat, halte ich für ein bisschen an der Sache
vorbei. Ich verstehe schon, dass man darüber debattie-
ren kann, was Schleswig-Holstein in diesen Bereichen
erreicht hat. Wenn es aber darum geht, die Frage zu
beantworten, was man konkret über den Bundesrat
gemacht hat, muss man sich auch die Frage stellen, ob
man ernsthaft erwarten kann, dass das kleine Land
Schleswig-Holstein, obwohl wir seit Jahren in der
Ostseepolitik eine Vorreiterrolle spielen, die Beschlüs-
se des Europäischen Rates im Alleingang umsetzen
kann. Ich stelle das einmal so in den Raum.

Dessen ungeachtet sollte es selbstverständlich sein,
dass Bundesregierung und Bundesrat bestrebt sind, die
Beschlüsse der EU umzusetzen. Das gilt aber an-
scheinend nicht für alle europäischen Länder. Den
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jüngsten Beweis dafür haben wir im französischen
Präsidentenwahlkampf erhalten. Obwohl Jacques Chi-
rac auch Unterzeichner der Schlusserklärung von Bar-
celona ist, hat er im Wahlkampf erklärt, dass er sich
bei einer Wiederwahl nicht an das Ziel eines ausgegli-
chenen Haushalts bis 2004 halten wird. So viel zur
viel beschworenen deutsch-französischen Achse in der
EU!

Darüber hinaus wird von der europäischen Öffentlich-
keit die Institution des EU-Gipfels insgesamt hinter-
fragt. Die Schlusserklärung des Gipfels, die - wie wir
gehört haben - 75, 78, mit Anhang vielleicht sogar
100 Seiten lang ist, hat Zielerklärungen für alle Poli-
tikfelder. Die meisten Forderungen kommen über blo-
ße Absichtserklärungen und schöne Floskeln kaum
hinaus. Papier ist eben geduldig.

Nach jedem Gipfel nimmt die Katerstimmung auch
entsprechend zu. Anspruch und Wirklichkeit klaffen
bei den Treffen der Staats- und Regierungschefs im-
mer wieder und immer weiter auseinander. Auch die
Art, in der auf EU-Gipfeln Politik gemacht wird,
Kompromisse geschlossen oder Vereinbarungen dann
nicht eingehalten werden, sollte uns bei der Neuge-
staltung der Europäischen Union zu denken geben.
Manchmal stimmt das Motto: „Less ist more“, eben
doch. Es passt auf jeden Fall für die Arbeitsweise in
der EU. Es ist an der Zeit - da stimme ich dem Kolle-
gen Lehnert zu -, dass sich die EU auf Kernaufgaben
beschränkt und das Subsidiaritätsprinzip konsequent
umsetzt. Wir werden sehen, ob der europäische Kon-
vent die Kraft hat, Vorschläge in diese Richtung zu
machen.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Abgeordneten Peter
Lehnert [CDU] und Manfred Ritzek [CDU])

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Zu einem Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung erteile ich jetzt dem Herrn Abgeord-
neten Rolf Fischer das Wort.

Rolf Fischer [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie
mich Ihre Aufmerksamkeit auf einen Punkt richten, der
bisher noch nicht angesprochen wurde, der aber so-
wohl für Barcelona als auch für Schleswig-Holstein
eine besondere Bedeutung hat. In den Ergebnissen

wird unter Nummer 53 darauf hingewiesen, das der
Europäische Rat die Mitgliedstaaten, die Kommission
und die Europäische Investitionsbank auffordert, sich
gemeinsam darum zu bemühen, Lösungen für die der-
zeitigen Probleme zu finden, die im Zusammenhang
mit der Umsetzung der Umweltpartnerschaften im
Rahmen der Nördlichen Dimension stehen.

Die Nördliche Dimension ist das Dach, unter das wir
unsere Ostseepolitik gestellt haben. Es liegen 21 Pro-
jekte vor, die unter der schwedischen Präsidentschaft
vom Ostseerat übergeben worden sind. Zu diesen 21
Projekten gehören die genannten Umweltpartner-
schaften. Ich möchte an dieser Stelle zu Protokoll
geben, dass wir uns sowohl im Ostseerat als auch in
der anstehenden Parlamentarierkonferenz dafür einset-
zen werden, dass diese Umweltpartnerschaften tat-
sächlich stattfinden können, dass also die Politik der
Nördlichen Dimension umgesetzt wird und dass zwei-
tens die Politik der Nördlichen Dimension bei diesen
Räten nicht aus dem Blickpunkt gerät.

(Beifall im ganzen Haus)

Vizepräsident Thomas Stritzl:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe
die Beratung.

Wir treten in die Abstimmung ein. Es ist beantragt
worden, die Drucksache 15/1856 zur abschließenden
Beratung in den Europaausschuss zu überweisen. Wer
dem seine Zustimmung geben will, den darf ich um
sein Handzeichen bitten! - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Damit ist das einstimmig so beschlossen.

Zum weiteren Verfahren möchte ich kurz Folgendes
sagen: Es war jetzt die Beratung des Tagesordnungs-
punktes 22, Änderung des Umsatzsteuergesetzes, vor-
gesehen. Antragsteller ist die FDP. Auf Anregung des
Antragstellers wird dieser Tagesordnungspunkt in der
Juni-Tagung behandelt werden. Das gleiche gilt für die
Tagesordnungspunkte 43 und 25. Das hat zur Konse-
quenz, dass wir am Schluss der Tagung sind.

Die 24. Tagung des Landtages wird für den 19. bis
21. Juni 2002 durch den Landtagspräsidenten einbe-
rufen werden. Zunächst wünsche ich dem hohen Haus
aber eine angenehme Pfingstpause.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 12:52 Uhr


